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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 337/79 DES RATES
vom 5 . Februar 1979

über die gemeinsame Marktorganisation für Wein

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die
Artikel 42 und 43 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die grundlegenden Bestimmungen über die Marktorga­
nisation für Wein sind seit ihrem Erlaß mehrmals geän­
dert worden. Sie sind wegen ihrer Zahl, ihrer Kompli­
ziertheit und ihrer Streuung über zahlreiche Amtsblätter
schwer zu handhaben, und es mangelt ihnen infolgedes­
sen an der für eine gesetzliche Regelung erforderlichen
Klarheit. Daher empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren.

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des ge­
meinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse
muß die Gestaltung einer gemeinsamen Agrarpolitik
Hand in Hand gehen. Sie muß insbesondere eine ge­
meinsame Organisation der Agrarmärkte umfassen, die
je nach Erzeugnis verschiedene Formen annehmen kann.

Zweck der gemeinsamen Agrarpolitik ist es , die Ziele
des Artikels 39 des Vertrages zu erreichen und insbe­
sondere auf dem Weinsektor die Märkte zu stabilisieren
und der betreffenden landwirtschaftlichen Bevölkerung
eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten.
Diese Ziele können durch Anpassung der Versorgung an
den Bedarf verwirklicht werden, wobei insbesondere
von einer Politik der Qualitätsförderung auszugehen ist.

Die zur Durchführung dieser Anpassung erforderlichen
Maßnahmen setzen die Kenntnis der Produktionsmög­

lichkeiten und eine jährliche Schätzung des Umfangs der
verfügbaren Traubenmost- und Weinmengen voraus.

Durch Errichtung eines Weinbaukatasters, durch die
Einführung eines Systems der Ernte- und Bestands­
meldung sowie durch Erstellung einer jährlichen Vor­
bilanz müssen für die Kenntnis des Marktes unerläß­
liche statistische Angaben beschafft werden können.

Die Einzelheiten der Durchführung dieser Maßnahmen
sind so festzulegen, daß die Angaben innerhalb der
Gemeinschaft miteinander vergleichbar sind, wobei die
besonderen Gegebenheiten in jedem Mitgliedstaat zu
berücksichtigen sind .

Es ist wichtig, wirkungsvolle Instrumente der Markt­
intervention zur Verfügung zu haben. Beihilfen für die
private Lagerung von Tafelwein und Traubenmost
sowie die Destillation dieser Weine werden dieser An­
forderung gerecht. Für die Anwendung derartiger kurz­
und langfristiger Maßnahmen sind insbesondere für jede
für die Gemeinschaftserzeugung repräsentative Tafel­
weinart ein Orientierungspreis und ein davon abgeleite­
ter Auslösungspreis festzusetzen, auf dessen Grundlage
die Interventionsmaßnahmen beschlossen werden .
Unabhängig von diesen Maßnahmen müssen zu Beginn
des Wirtschaftsjahres Interventionen aufgrund der
Vorbilanz vorgenommen werden können, damit wäh­
rend des Wirtschaftsjahres ein globales Gleichgewicht
gewährleistet wird.

Es ist zweckmäßig, die Möglichkeit der Gewährung
einer Beihilfe für die Umlagerung der unter Vertrag
eingelagerten Tafelweine vorzusehen, die nicht vermark­
tet werden können und Schwierigkeiten bei der Lage­
rung der Weine der neuen Ernte zu verursachen drohen.

In Ergänzung dieses Marktstützungssystems empfiehlt
es sich, unter bestimmten Bedingungen die vorbeugende
Destillation zu einem Ankaufspreis zu ermöglichen, der
keinen Anreiz zur Erzeugung von Wein ungenügender
Qualität bietet. Ferner muß vorgesehen werden, daß

H ABl. Nr. C 276 vom 20. 11 . 1978 , S. 1 .
(2) ABl. Nr. C 296 vom 11 . 12 . 1978 , S. 58 .
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die Abkommen mit den Drittländern durchführen
können. Ferner müssen für die Durchführung dieser
Abkommen die Bedingungen und das Verfahren ange­
geben werden, um bei Nichteinhaltung des Referenz­
preises die Rücknahme des Zollzugeständnisses festzu­
stellen. Diese Rücknahme kann je nach Fall zusätzlich
zu der Wiedererhebung der Ausgleichsabgabe vorge­
nommen werden .

ergänzende Maßnahmen getroffen werden, die Inhabern
langfristiger Einlagerungsverträge vorbehalten sind, um
zu gewährleisten, daß die Preise auf einem Niveau ge­
halten werden, das über dem Auslösungspreis liegt . Um
wirksam zu sein, können diese ergänzenden Maßnah­
men insbesondere in einer Einlagerung der betreffenden
Weine während eines festzulegenden Zeitraums, in einer
Destillationsmaßnahme oder in beiden Maßnahmen
bestehen.

Zur Förderung der Qualitätsverbesserung bei Wein
empfiehlt es sich, von den Interventionsmaßnahmen mit
Ausnahme der vorbeugenden Destillation , sowie der
Destillation von Weinen, die zur Herstellung bestimmter
Branntweine mit Ursprungsbezeichnung geeignet sind,
solche Weine auszunehmen, die nicht einen bestimmten
vorhandenen Alkoholgehalt erreichen .

Die Verwirklichung eines einheitlichen Weinmarktes für
die Gemeinschaft setzt die Einführung einer einheitli­
chen Regelung des Handels an den Außengrenzen der
Gemeinschaft voraus . Die zuständigen Behörden müssen
in die Lage versetzt werden, zwecks Beurteilung der
Marktentwicklung den Warenverkehr ständig zu verfol­
gen und gegebenenfalls die in dieser Verordnung vorge­
sehenen Maßnahmen anzuwenden. Zu diesem Zweck
ist die Erteilung von Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen in
Verbindung mit der Stellung einer Kaution vorzusehen,
die die Durchführung der Geschäfte, für die die Lizen­
zen beantragt wurden, gewährleisten soll .

Die Anwendung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll­
tarifs müßte grundsätzlich genügen, um den Markt der
Gemeinschaft zu stabilisieren, indem verhindert wird,
daß die in den dritten Ländern geltenden Preise und die
dort auftretenden Preisschwankungen sich auf die Preise
innerhalb der Gemeinschaft auswirken .

Damit eine Rücknahme des Zollzugeständnisses oder
eine Wiedererhebung der Ausgleichsabgabe nur in dem
unbedingt notwendigen Maße vorgenommen wird, um
ein einwandfreies Funktionieren der Regelung zu ge­
währleisten, ist es angezeigt, eine monatliche Überprü­
fung der Lage vorzusehen.

Das Erfordernis , daß mit dem Wein eine Bescheinigung
des Ausfuhrlandes mitgeführt wird, kann ein nützliches
Hilfsmittel für die Kontrolle der Einhaltung des Refe­
renzpreises sein, wenn « sich dieses Land verpflichtet hat,
die notwendigen Maßnahmen zur Sicherstellung dieser
Einhaltung zu treffen .

Zur Vermeidung von Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft sind für bestimmte Traubensäfte und
Traubenmoste außerdem die Erhebung einer Abschöp­
fung bei der Einfuhr aus dritten Ländern und die Zah­
lung einer Erstattung bei der Ausfuhr nach dritten
Ländern vorzusehen, die beide den Unterschied zwi­
schen den innerhalb und den außerhalb der Gemein­
schaft angewendeten Preisen decken sollen.

Ergänzend zu dem oben beschriebenen System ist, so­
weit dies für sein reibungsloses Funktionieren erforder­
lich ist, vorzusehen, daß die Inanspruchnahme des akti­
ven Veredlüngsverkehrs geregelt und, soweit es die
Marktlage erfordert, ganz oder teilweise untersagt
werden kann. Der Mechanismus kann sich jedoch unter
besonderen Umständen als unzureichend erweisen .
Damit der Gemeinschaftsmarkt in solchen Fällen gegen
möglicherweise daraus entstehende Störungen nicht
ohne Schutz bleibt, muß es der Gemeinschaft ermöglicht
werden, rasch alle erforderlichen Maßnahmen zu
treffen .

Die Errichtung eines gemeinsamen Marktes für Wein
erfordert Regeln für die Erzeugung und für die Kon­
trolle der Entwicklung der Pflanzungen. Langfristig ist
daher der Anbau der vorübergehend zugelassenen
Rebsorten zu untersagen, um das Qualitätsniveau der in
der Gemeinschaft erzeugten Weine zu heben. Es ist
wichtig, bestimmte Ausnahmen von dem Grundsatz
vorzusehen, daß nur in die Klassifizierung aufgenom­
mene Sorten angebaut werden dürfen, um den Mitglied­
staaten die Möglichkeit zu geben, die Anbaueignung
einer Rebsorte zu prüfen, wissenschaftliche Forschungen
sowie Züchtungs- und Kreuzungsarbeiten durchzufüh­
ren und vegetatives Vermehrungsgut von Reben für die
Ausfuhr zu erzeugen.

Es müssen jedoch auf dem Markt der Gemeinschaft
Störungen infolge von Angeboten auf dem Weltmarkt
zu anomalen Preisen verhindert werden. Zu diesem
Zweck sind für bestimmte Erzeugnisse Referenzpreise
festzusetzen und die Zölle um eine Ausgleichsabgabe zu
erhöhen, wenn die Angebotspreise frei Grenze zuzüglich
der Zölle unter den Referenzpreisen liegen.

Desgleichen sehen einige Abkommen mit Drittländern
vertragliche Zollzugeständnisse unter der Bedingung
vor, daß der Referenzpreis eingehalten wird. Es müssen
Maßnahmen getroffen werden, die in diesen Fällen das
gute Funktionieren des Systems sicherstellen, damit die
Zielsetzungen der von der gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Wein vorgesehenen Einfuhrregelung nicht ge­
fährdet werden.

Es sind insbesondere die erforderlichen Vorschriften
vorzusehen, damit die Zollbehörden der Mitgliedstaaten
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In bestimmten Jahren kann eine Anreicherung der zur
Gewinnung von Tafelwein geeigneten Erzeugnisse
notwendig sein. Unter dem Gesichtspunkt der Qualität
wie auch dem des Marktes ist es indessen von Bedeu­
tung, daß diese Anreicherung bestimmten Bedingungen
und bestimmten Grenzen unterworfen wird und nur bei
denjenigen Erzeugnissen vorgenommen werden kann,
die von bestimmten Rebsorten stammen und die einen
potentiellen natürlichen Mindestalkoholgehalt haben .
Da die Produktionsbedingungen von einer Weinbauzone
in der Gemeinschaft zur anderen sehr verschieden sind,
ist eine Berücksichtigung dieser Verschiedenheiten vor
allem bei den Anreicherungsmodalitäten erforderlich .

Weiterhin ist der Säuregehalt ein Faktor bei der Beurtei­
lung der Qualität und von Bedeutung für die Haltbar­
keit der Weine . Es hat sich daher als erforderlich erwie­
sen, eine Höchstmenge für die Säuerung festzusetzen .

Die Süßung muß geregelt werden, damit sie keine miß­
bräuchliche Anreicherung der Weine zur Folge hat.

Die durch vollständiges Auspressen der Weintrauben
gewonnenen Weine sind von schlechter Qualität . Daher
ist es angebracht, die Destillation von Trester und Wein­
trub verbindlich vorzuschreiben . Zu diesem Zweck ist
für die Destillation dieser Erzeugnisse sowohl ein Basis­
satz festzulegen als auch die Möglichkeit vorzusehen,
später auf der Grundlage der Daten der Vorbilanz einen
zusätzlichen Satz festzusetzen. Um jedoch den Produk­
tionsbedingungen in einigen Weinbaugebieten Rech­
nung zu tragen, können Abweichungen von der Anwen­
dung dieser Maßnahmen vorgesehen werden .

Um die Verpflichtung zur Destillation der Nebener­
zeugnisse der Weinbereitung zu verstärken, müssen ihr
unterworfene Erzeuger, die ihrer Verpflichtung nicht
nachgekommen sind, von der Inanspruchnahme der
Interventionsmaßnahmen ausgeschlossen werden .

Wein aus Tafeltrauben von Sorten , die nicht als Kelter­
trauben in der Klassifizierung der Rebsorten aufgeführt
sind, weist oft ein unzureichendes Qualitätsniveau auf.
Deshalb sollte der freie Warenverkehr mit diesem Wein
untersagt und seine obligatorische Destillation vorgese­
hen werden .

Für die Gewinnung bestimmter Weine kann es nützlich
sein, den Zusatz von Alkohol zu gestatten . Hierfür ist
jedoch eine strenge Regelung erforderlich .

Der Verschnitt ist ein allgemein übliches önologisches
Verfahre^. In Anbetracht seiner etwaigen Auswirkung
ist eine Regelung vor allem zur Vermeidung seiner
mißbräuchlichen Anwendung erforderlich.

Für eine Übergangszeit ist für verschiedene Weine, die
zum direkten menschlichen Verbrauch bestimmt sind,

mit Ausnahme von Schaumweinen und Likörweinen,
ein angemessener Gehalt an Schwefeldioxid vorzusehen.

Es ist ferner zweckmäßig, gemeinsame Regeln festzule­
gen, durch die vor allem die önologischen Verfahren
und Behandlungen auf Gemeinschaftsebene definiert
werden, die bei den meisten Weinerzeugern allein zuge­
lassen sind. Um ein bestimmtes Qualitätsniveau sicher­
zustellen, muß vorgesehen werden, daß diese Verfahren
und Behandlungen nur angewandt werden dürfen, um
eine gute Weinherstellung und/oder eine gute Haltbar­
machung zu ermöglichen ; es muß den Mitgliedstaaten
gestattet werden, während eines bestimmten Zeitraums
zu Versuchszwecken auf gewisse önologische Verfahren
oder Behandlungen zurückzugreifen, die nicht in dieser
Verordnung vorgesehen sind.

Eine genaue Definition der in den Anwendungsbereich
der Verordnung fallenden Erzeugnisse, insbesondere des
Tafelweins, ist unerläßlich, um eine wirksame Anwen­
dung der Verordnung zu erreichen . Da die Einhaltung
der für die Erzeugung von Tafelweinen geltenden An­
forderungen nur innerhalb der Gemeinschaft überwacht
werden kann, muß die Bezeichnung Tafelwein den auf
dem Gebiet der Gemeinschaft geernteten Erzeugnissen
vorbehalten bleiben.

Um die Bestimmungen über die Rebsortenregelung
wirksamer zu gestalten, muß vermieden werden, daß
andere frische Weintrauben als Tafeltrauben, Trauben­
most, teilweise gegorener Traubenmost und Jungwein
von nicht in der Klassifizierung enthaltenen Rebsorten
sowie von entgegen den gemeinschaftlichen oder einzel­
staatlichen Neuanpflanzungs- oder Wiederbepflan­
zungsvorsrchriften bepflanzten Rebflächen innerhalb der
Gemeinschaft in den Verkehr gebracht werden.

Aufgrund der gewonnenen Erfahrungen empfiehlt es
sich, die Vergärung von Traubensaft und konzentrier­
tem Traubensaft — außer für die Gewinnung bestimm­
ter Erzeugnisse der Tarifnummer 22.07 des Gemein­
samen Zolltarifs — zu untersagen . Unter dem gleichen
Gesichtspunkt ist es zweckmäßig, das Inverkehrbringen
von zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten Weinen,
die den vorhandenen Mindestalkoholgehalt von Tafel­
wein nicht erreichen, zu untersagen .

Damit in der Produktion von Weinbauerzeugnissen ein
gewisses Qualitätsniveau gewahrt und der Handel mit
Erzeugnissen aus Rebsorten, die nicht in die Klassifizie­
rung aufgenommen sind, entmutigt wird, ist vorzu­
sehen, daß zur Herstellung von mit Alkohol stummge­
machtem Traubenmost, konzentriertem Traubenmost,
zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem Wein, Tafel­
wein, Qualitätswein besonderer Anbaugebiete, nachste­
hend „Qualitätswein b.A. " genannt, und Likörwein
nur empfohlene oder zugelassene Rebsorten verwendet
werden dürfen . Für eine Ubergangszeit ist es allerdings
gerechtfertigt, daß Trauben von vorübergehend zugelas­
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die Möglichkeit vorzusehen, daß zur Gewährleistung
der Stabilität des Marktes die geeigneten Maßnahmen
getroffen werden.

Drohen die in der Gemeinschaft vorhandenen Wein­
mengen zuzüglich der Einfuhren aus bestimmten dritten
Ländern, die bei der Einfuhr ihrer Weine in die Gemein­
schaft eine Vorzugsbehandlung genießen, zu Störungen
auf dem Gemeinschaftsmarkt zu führen, so sind Maß­
nahmen zur Sicherung der Einkommen der Erzeuger zu
treffen. Zu diesem Zweck kann es notwendig sein, eine
besondere Destillation von Weinen zu beschließen.

senen Sorten und aus interspezifischen Kreuzungen ent­
standenen Sorten (Direktträgerhybriden) als zur Herstel­
lung der aufgeführten Erzeugnisse geeignet gelten dür­
fen.

Auf die unter diese Verordnung fallenden und aus Dritt­
ländern eingeführten Erzeugnisse müssen Regeln ange­
wandt werden, bei denen eine gewisse Übereinstimmung
mit den für Gemeinschaftsweine geltenden Bestimmun­
gen gewährleistet ist. Es muß vorgesehen werden, daß
bestimmte eingeführte Weine, die zum unmittelbaren
menschlichen Verbrauch bestimmt sind, den vorhande­
nen Mindestalkoholgehalt erreichen müssen, der dem
der Tafelweine mit Ausnahme derjenigen der Anbauge­
biete A und B entspricht. Allerdings empfiehlt es sich,
die Abgabe zum direkten menschlichen Verbrauch bei
bestimmten Weinen mit Ursprung in Drittländern, die
mit einer geographischen Angabe bezeichnet sind und
deren vorhandener Alkoholgehalt mindestens
8,5 % Vol. erreicht, zu gestatten.

Da sich die önologischen Verfahren gewisser Drittländer
von denjenigen der Gemeinschaft unterscheiden,
empfiehlt es sich, die Möglichkeit einer Abweichung
von dem Grundsatz vorzusehen, daß nur Erzeugnisse,
die Gegenstand von önologischen Verfahren waren, die
in den Gemeinschaftsverordnungen oder — sofern diese
nicht bestehen — in den einzelstaatlichen Vorschriften
zugelassen sind, zum unmittelbaren menschlichen Ver­
brauch in der Gemeinschaft angeboten oder abgegeben
werden dürfen.

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes, der auf
einem System gemeinsamer Preise beruht, würde durch
die Gewährung gewisser Beihilfen in Frage gestellt. In­
folgedessen ist dafür Sorge zu tragen, daß die Vertrags­
bestimmungen, mit deren Hilfe die von den Mitglied­
staaten gewährten Beihilfen beurteilt und — sofern sie
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind —
verboten werden können, auch auf Wein Anwendung
finden.

Damit sich der Ubergang von einem Wirtschaftsjahr
zum anderen möglichst reibungslos vollzieht, können
Übergangsmaßnahmen erforderlich werden.

Um den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr zu
erleichtern und die gemeinschaftliche Einfuhrregelung
entsprechend zu ergänzen, sind nicht nur Analyse­
methoden zu erarbeiten, die zur Anwendung der Be­
stimmungen der Anhänge I und II dieser Verordnung
nötig sind, sondern auch solche, die eine Feststellung
der Bestandteile der in Artikel 1 erwähnten Erzeugnisse
gestatten.

Täuschungen und Fälschungen müssen wirksam und
schnell geahndet werden. Das Anwachsen des innerge­
meinschaftlichen Handelsverkehrs gestaltet die Arbeit
der für die Weinkontrolle zuständigen Dienststellen der
Mitgliedstaaten schwieriger. Deshalb sind die Grundla­
gen für eine bessere Zusammenarbeit zwischen den
betreffenden Instanzen der verschiedenen Mitgliedstaa­
ten zu schaffen, um jeden Verstoß gegen die Gemein­
schaftsbestimmungen auf dem Weinsektor zu verhüten
oder aufzudecken.

Im Interesse der Verbraucher und im Hinblick darauf,
daß eine entsprechende Behandlung von Qualitätswein
b.A. in Drittländern erwünscht ist, empfiehlt es sich, im
Rahmen einer Gegenseitigkeit der Verpflichtungen die
Möglichkeit vorzusehen, daß mit einer geographischen
Angabe gekennzeichneter, aus Drittländern eingeführter
Wein, der zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch
bestimmt ist, unter bestimmten Voraussetzungen bei der
Vermarktung auf dem Markt der Gemeinschaft in den
Genuß von Kontrolle und Schutz kommen kann, wie sie
Qualitätswein b.A. zuteil werden.

Für alle in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die sich im
Verkehr innerhalb der Gemeinschaft befinden, ist vor­
zusehen, daß sie mit einem Begleitdokument versehen
sein müssen. Desgleichen sind Regeln für die Bezeich­
nung und Aufmachung dieser Erzeugnisse zu erlassen.

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes für
Wein setzt die Beseitigung aller Behinderungen des
freien Verkehrs mit den betreffenden Waren an den
Binnengrenzen der Gemeinschaft voraus.

Für den Fall hoher Preise auf dem Gemeinschaftsmarkt,
die den Orientierungspreis erheblich überschreiten, ist

Um die Durchführung der in Aussicht genommenen
Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzuse­
hen, durch das im Rahmen eines Verwaltungsausschus­
ses eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten und der Kommission herbeigeführt wird.

Die gemeinsame Marktorganisation für Wein muß zu­
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages
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vorgesehenen Zielen in geeigneter Weise Rechnung
tragen.

Von den Ausgaben, die die Mitgliedstaaten infolge der
Verpflichtungen getätigt haben, die sich aus der An­
wendung dieser Verordnung für sie ergeben, sind gemäß
den Vorschriften der Artikel 2 und 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21 . April 1970 über
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ( 1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
2788/72 (2), einige von der Gemeinschaft zu tragen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Schriften der Artikel 48 bis 54 . Das gleiche gilt für
Traubenmost und konzentrierten Traubenmost, sofern
sie für die Herstellung von Traubensaft bestimmt sind.

(4) a) In Anhang I werden die Alkoholgehalte
definiert.

b ) In Anhang II werden definiert :
— frische Weintrauben, Traubenmost, teilweise

gegorener Traubenmost, Traubensaft, kon­
zentrierter Traubensaft, Wein, Jungwein,
Weinessig, Weintrub, Traubentrester,
Tresterwein, Brennwein und

— in bezug auf die Erzeugnisse mit Ursprung in
der Gemeinschaft, mit Alkohol stummge­
machter Most aus frischen Weintrauben,
konzentrierter Traubenmost, zur Gewin­
nung von Tafelwein geeigneter Wein, Tafel­
wein, Likörwein, Schaumwein, Schaumwein
mit zugesetzter Kohlensäure, Perlwein sowie
Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure.

c) Die Definition für die unter dem Buchstaben b)
zweiter Gedankenstrich genannten Erzeugnisse
mit Ursprung in Drittländern, mit Ausnahme
von Tafelwein und zur Gewinnung von Tafel­
wein geeignetem Wein, werden vom Rat auf
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter
Mehrheit festgelegt.

(5 ) Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete — im
folgenden „Qualitätsweine b.A-" gebannt — sind die
Weine, die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr.
338/78 des Rates vom 5 . Februar 1979 zur Festlegung
besonderer Vorschriften für Qualitätsweine bestimmter
Anbaugebiete (3 ) definiert werden .

Artikel 1

( 1 ) Die gemeinsame Marktorganisation für Wein
umfaßt eine Preis- und Interventionsregelung, eine Rege­
lung des Handels mit Drittländern, Regeln für die Er­
zeugung und die Kontrolle der Entwicklung der An­
pflanzungen sowie Regeln für önologische Verfahren
und das Inverkehrbringen.

(2 ) Die gemeinsame Marktorganisation für Wein gilt
für folgende Erzeugnisse :

TITEL I

Preis- und Interventionsregelung

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung

a) 20.07 AI
Bla) 1
B I b) 1

Traubensaft (einschließlich Trau­
benmost), nicht gegoren, ohne
Zusatz von Alkohol , auch mit Zu­
satz von Zucker

b ) 22.04

22.05

Traubenmost, teilweise gegoren,
auch ohne Alkohol stummgemacht

Wein aus frischen Weintrauben ; mit
Alkohol stummgemachter Most aus
frischen Weintrauben

c) 08.04 All

22.10 A

Frische Weintrauben , andere als
Tafeltrauben

Weinessig

d) 22.07 A

23.05 A

23.06 A I

Tresterwein

Weintrub

Traubentrester

Artikel 2

( 1 ) Jedes Jahr wird vor dem 1 . August ein Orientie­
rungspreis für jede repräsentative Tafelweinart der
Gemeinschaftserzeugung festgesetzt.

(2 ) Der Orientierungspreis wird auf der Grundlage des
Mittels der Preise, die in den beiden Weinwirtschafts­
jahren vor dem Zeitpunkt der Festsetzung für die betref­
fende Weinart festgestellt worden sind, und unter Zu­
grundelegung der Preisentwicklung während des laufen­
den Wirtschaftsjahres festgesetzt.

Diese Preise werden auf der Erzeugerstufe auf den
Märkten der Weinanbaugebiete der Gemeinschaft er­

( ■' s Von den Vorschriften des Titels IV gelten für Trau­
bensaft und konzentrierten Traubensaft nur die Vor­

(!) ABl . Nr. L 94 vom 28 . 4 . 1970, S. 13 .
( 2) ABl . Nr. L 295 vom 30. 12. 1972, S. 1 . (3J Siehe Seite 48 dieses Amtsblatts .
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faßt, auf denen ein bedeutender Teil der Tafelwein­
erzeugung der betreffenden Gebiete vermarktet wird.

(3 ) Der Orientierungspreis wird auf der Erzeugerstufe
festgesetzt und gilt vom 16 . Dezember des Jahres der
Festsetzung bis zum 15 . Dezember des darauffolgenden
Jahres.

Er wird je nach Weinart entweder in Rechnungsein­
heiten je % Vol . Alkohol/hl oder in Rechnungseinheiten
je Hektoliter ausgedrückt.

(4 ) Die Orientierungspreise und die Weinarten, für die
sie gelten, werden nach dem Verfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages festgelegt.

„Repräsentativpreis" genannt, der dem gewogenen
Durchschnitt aller ermittelten Durchschnittspreise
entspricht;

c) für Tafelweine der Arten R I, R II und A I einen
gemeinschaftlichen Repräsentativpreis, nachstehend
„Repräsentativpreis" genannt, der dem gewogenen
Durchschnitt der Hälfte der ermittelten Durch­
schnittspreise entspricht. Diese Hälfte wird aus den
niedrigsten Durchschnittspreisen gebildet . Handelt
es sich bei der Anzahl der heranzuziehenden Durch­
schnittspreise um keine volle Zahl , so wird auf die
nächsthöhere volle Zahl aufgerundet.
Ist aufgrund der Anwendung vorstehender Grund­
sätze die Anzahl der heranzuziehenden Durch­
schnittspreise für Tafelwein der Art R I niedriger als
fünf und für Tafelweine der Arten R II und A I nied­
riger als drei , so werden die fünf beziehungsweise
die drei niedrigsten Preise herangezogen . Ist jedoch
die Gesamtzahl der ermittelten Durchschnittspreise
geringer als die genannten Zahlen, so werden alle
ermittelten Durchschnittspreise herangezogen.

Die unter den Buchstaben b ) und c) erwähnten gewoge­
nen Durchschnitte werden anhand der Mengen errech­
net, auf die sich die herangezogenen Durchschnittspreise
beziehen.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle
Angaben mit, die zur Bestimmung der in Absatz 1
erwähnten Preise zweckdienlich sind, insbesondere die
auf den repräsentativen Märkten festgestellten Erzeu­
gerpreise für die einzelnen Tafelweinarten und die ent­
sprechenden Mengen.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
und insbesondere das Verzeichnis der repräsentativen
Märkte und die Methoden zur Feststellung der Preise
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 3

( 1 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission jährlich vor dem 16 . Dezember
für jede Weinart, für die ein Orientierungspreis festge­
setzt wird, einen Schwellenpreis für die Auslösung des
Interventionssystems fest ; dieser Preis wird im folgenden
„Auslösungspreis" genannt.

(2) Der Auslösungspreis wird unter Berücksichtigung
folgender Faktoren festgesetzt :

a ) der Marktlage, insbesondere des Ausmaßes der
Preisschwankungen,

b ) der Notwendigkeit, die Preisstabilisierung auf den
Märkten zu gewährleisten, ohne die Bildung struk­
tureller Überschüsse in der Gemeinschaft herbeizu­
führen,

c) der Qualität der Ernte,

d) der Daten der Vorbilanz im Sinne von Artikel 5 .

Er darf jedoch 95 % des entsprechenden Orientierungs­
preises nicht übersteigen.

(3 ) Der Auslösungspreis wird auf der gleichen Stufe
festgesetzt und gilt für den gleichen Zeitraum wie der
Orientierungspreis .

Artikel 5

( 1 ) Vor dem 10 . Dezember jedes Jahres wird eine Vor­
bilanz zur Feststellung der verfügbaren Mengen und zur
Schätzung des Bedarfs der Gemeinschaft aufgestellt,
wobei auch die voraussichtlichen Ein- und Ausfuhren
aus bzw. nach dritten Ländern zu berücksichtigen sind.

(2 ) In der Vorbilanz werden die verfügbaren Mengen
und der Bedarf an Wein der Gemeinschaft angegeben,
wobei zwischen Tafelweinen und Qualitätsweinen b.A.
unterschieden wird .

(3 ) Die Kommission übermittelt dem Rat für jedes
Weinwirtschaftsjahr eine endgültige Bilanz der in der
Gemeinschaft vorhandenen und verwendeten Mengen
für das vorhergehende Weinwirtschaftsjahr.

(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 4

( 1 ) Für jede Weinart, für die ein Orientierungspreis
festgesetzt wird, ermittelt die Kommission jede Woche
anhand aller ihr vorliegenden Angaben folgende Preise
und veröffentlicht sie im Teil C des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften:

a) einen durchschnittlichen Erzeugerpreis , nachstehend
„Durchschnittspreis" genannt, für jeden für die
betreffende Tafelweinart repräsentativen Markt ;

b ) für Tafelweine der Arten R III, A II und A III einen
gemeinschaftlichen Repräsentativpreis, nachstehend
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Artikel 6

( 1 ) Den Erzeugern, für die die in Artikel 39 genannten
Verpflichtungen gelten, können die in diesem Titel
vorgesehenen Interventionsmaßnahmen nur dann zu­
gute kommen, wenn sie während eines noch festzule­
genden Bezugszeitraums den genannten Verpflichtungen
nachgekommen sind.

(2) Mit Ausnahme der Tafelweine der Arten R III , A II
und A III sind Tafelweine mit einem vorhandenen
Alkoholgehalt von 9,5 % Vol . oder weniger von ande­
ren als den in den Artikeln 11 und 13 vorgesehenen
Interventionsmaßnahmen ausgeschlossen.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt .

Mengen und Absatzmöglichkeiten, insbesondere infolge
einer außergewöhnlich umfangreichen Ernte, zeigt.

(4 ) Die Möglichkeit des Abschlusses langfristiger Ver­
träge wird für noch zu bestimmende Tafelweinarten
eingeräumt, wenn sich aus der Vorbilanz für ein Wein­
wirtschaftsjahr ergibt, daß die zu Beginn des Weinwirt­
schaftsjahres festgestellten vorhandenen Mengen an
Tafelwein den vorhersehbaren Bedarf in dem betreffen­
den Weinwirtschaftsjahr um mehr als die zur Bedarfs­
deckung von vier Monaten nötigen Mengen übersteigen.

Bei der Berechnung der in Unterabsatz 1 genannten
vorhandenen Mengen sind die mengenmäßigen Auswir­
kungen der in Artikel 41 vorgesehenen Destillation von
Weinen aus Tafeltrauben und der zuvor nach Artikel 40
beschlossenen Destillation abzuziehen .

(5 ) Die Awendung der Absätze 2 und 3 bleibt so lange
ausgesetzt, wie für diese Tafelweinart die Möglichkeit
des Abschlusses langfristiger Verträge gemäß Absatz 4
eingeräumt ist. Diese Aussetzung gilt auch für Weine,
die in engem wirtschaftlichem Zusammenhang mit der
betreffenden Tafelweinart stehen .

(6 ) Die Einräumung der Möglichkeit, Lagerhaltungs­
verträge gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 und gemäß den
Absätzen 3 und 4 zu schließen, wird nach dem Verfah­
ren des Artikels 67 beschlossen.

Nach dem gleichen Verfahren
a) wird, sofern die Marktentwicklung und insbeson­

dere die Entwicklung beim Abschluß von Lagerhal­
tungsverträgen dies rechtfertigen, beschlossen, schon
vor dem 15 . Februar die Möglichkeit des Abschlus­
ses langfristiger Verträge zu beenden;

b ) werden die sonstigen Durchführungsbestimmungen
zu diesem Artikel und insbesondere die Frist festge­
legt, innerhalb deren die Beschlüsse nach Absatz 2
Unterabsatz 2 gefaßt werden.

(7) Einräumung und Beendigung der Möglichkeit,
Lagerhaltungsverträge nach Absatz 2 Unterabsatz 1 zu
schließen, sowie die Beendigung dieser Möglichkeit
nach Absatz 2 Unterabsatz 2 werden von der Kommis­
sion beschlossen .

Artikel 7

( 1 ) Es wird eine Beihilferegelung für die private Lager­
haltung von Tafelwein eingeführt.

Die Gewährung der Beihilfen ist davon abhängig, daß
zu noch festzulegenden Bedingungen mit den Interven­
tionsstellen einer der nachstehend aufgeführten Lager­
haltungsverträge geschlossen wird :

— Vertrag für drei Monate, nachstehend „kurzfristiger
Vertrag" genannt,

-— in der Zeit vom 16. Dezember bis 15 . Februar abge­
schlossener Vertrag für neun Monate, nachstehend
„langfristiger Vertrag" genannt.

(2 ) Die Möglichkeit, einen kurzfristigen Vertrag für eine
Tafelweinart zu schließen, wird nur eingeräumt, wenn
der Repräsentativpreis für diese Tafelweinart während
zweier aufeinanderfolgender Wochen niedriger ist als
der Auslösungspreis. Sie wird nicht mehr eingeräumt,
wenn der Repräsentativpreis für diese Weinart während
zweier aufeinanderfolgender Wochen höher als der
Auslösungspreis ist.

Sofern es die Marktlage erfordert, kann beschlossen
werden, die Möglichkeit des Abschlusses kurzfristiger
Verträge auf andere Tafelweinarten als diejenigen aus­
zudehnen, für die diese Möglichkeit Zunächst entspre­
chend Unterabsatz 1 eingeräumt worden war, wenn
diese in engem wirtschaftlichem Zusammenhang mit der
ersten Tafelweinart stehen. Diese Möglichkeit besteht
nicht mehr, wenn sie für die Tafelweinart, mit welcher
die anderen Tafelweine in engem wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen, weggefallen ist.

(3 ) Die Möglichkeit des Abschlusses kurzfristiger Ver­
träge kann unabhängig von Absatz 2 für eine Weinbau­
zone oder einen Teil einer Weinbauzone eingeräumt
werden, wenn sich dort zu Beginn des Weinwirtschafts­
jahres ein Ungleichgewicht zwischen vorhandenen

Artikel 8

( 1 ) Es wird eine Beihilferegelung für die private Lager­
haltung von Traubenmost und konzentriertem Trau­
benmost eingeführt .

Die Gewährung von Beihilfen zur privaten Lagerhaltung
ist davon abhängig, daß zu noch festzulegenden Bedin­
gungen mit den Interventionsstellen einer der nachste­
hend aufgeführten Lagerhaltungsverträge geschlossen
wird :
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— Vertrag für drei Monate, nachstehend „kurzfristiger
Vertrag" genannt,

— Vertrag für neun Monate, nachstehend „langfristi­
ger Vertrag" genannt.

(2 ) Sofern es die Marktlage erfordert, und insbesondere

— wenn die vorbeugende Destillation nach Artikel 11
beschlossen wird, kann für die Zeit vom 1 . Septem­
ber bis 15 . Dezember die Möglichkeit zum Abschluß
kurzfristiger Verträge eröffnet werden;

— wenn beschlossen wird, die Möglichkeit zum Ab­
schluß langfristiger privater Lagerhaltungsverträge
für Tafelwein einzuräumen, kann für die Zeit vom
16 . Dezember bis 28 . Februar die Möglichkeit zum
Abschluß langfristiger Verträge eröffnet werden;
Traubenmost zur Herstellung von Traubensaft kann
hiervon jedoch ausgeschlossen werden.

(3 ) Die Möglichkeit, Lagerhaltungsverträge nach Ab­
satz 2 zu schließen, sowie die Durchführungsbestim­
mungen zu diesem Artikel werden nach dem Verfahren
des Artikels 67 beschlossen .

Artikel 1 0

( 1 ) Falls aufgrund des voraussichtlichen Lagerumfangs
bei den Erzeugern am Ende des Weinwirtschaftsjahres
und aufgrund der Schätzungen für die folgende Ernte
die Gefahr besteht, daß sich hinsichtlich der Lagerung
der neuen Ernte Schwierigkeiten ergeben, so kann die
Gewährung einer Beihilfe für die Umlagerung von Ta­
felweinen beschlossen werden, für die kurzfristige oder
langfristige Lagerhaltungsverträge laufen.

(2 ) Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1 ,
insbesondere der Anwendungszeitraum, die Festlegung
der Verträge, auf die die Bestimmungen des Absatzes 1
anwendbar sind, die Höhe dieser Beihilfe sowie die
Umlagerungsbedingungen werden nach dem Verfahren
des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 11

( 1 ) Erreichen oder überschreiten die unter Vertrag ein­
gelagerten Mengen von Tafelwein aller Arten in der Zeit
vom 1 . September bis 15 . Dezember 7 Millionen Hekto­
liter, so kann eine vorbeugende Destillation beschlossen
werden, und zwar für alle Weine, ausgenommen

— Weine aus Tafeltrauben,

— Weine aus Rebsorten, die aus interspezifischen Kreu­
zungen (Direktträgerhybriden) hervorgegangen sind
und zu der Klasse der vorübergehend zugelassenen
Rebsorten gehören,

— Weine, die zur Herstellung bestimmter Branntweine
aus Wein mit Ursprungsbezeichnung geeignet sind.

(2 ) Der Ankaufspreis für den im Rahmen der Anwen­
dung von Absatz 1 für die Destillation gelieferten Wein
beträgt 55 % des Orientierungspreises für Tafelwein der
Art A I, der im gleichen Jahr wie dem Erntejahr in Kraft
tritt .

Für die Ernte 1978 wird er jedoch auf 60% des in
Unterabsatz 1 genannten Orientierungspreises festge­
setzt.

Der vom Destillationsbetrieb gezahlte Preis darf nicht
unter dem Ankaufspreis liegen .

(3 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln für die in Ab­
satz 1 vorgesehene Destillation fest, und zwar insbeson­
dere

— die Bedingungen, unter denen die Destillation erfol­
gen kann,

— die Kriterien für die Festsetzung der Beihilfe in einer
Weise, daß der Absatz der gewonnenen Erzeugnisse
möglich wird.

(4) Die Einleitung der in Absatz 1 vorgesehenen Destil­
lation sowie die Durchführungsbestimmungen zu die­
sem Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 67
beschlossen .

Artikel 9

( 1 ) Sobald die Beihilfemaßnahmen für die private La­
gerhaltung ausgelöst worden sind, schließen die von den
Mitgliedstaaten bestimmten Interventionsstellen mit den
Erzeugern auf deren Antrag Lagerhaltungsverträge für
die von diesen Maßnahmen betroffenen Weine und
Moste ab .

(2 ) Für den Abschluß von Lagerhaltungsverträgen gel­
ten vor allem in bezug auf die Qualität der betreffenden
Erzeugnisse gewisse Bedingungen .

(3 ) Für Tafelwein kann vorgesehen werden, daß die
Lagerhaltungsverträge Klauseln enthalten, wonach für
die gesamten oder einen Teil der eingelagerten Mengen
die Zahlung der Beihilfe eingestellt werden kann und die
entsprechenden Verpflichtungen der Erzeuger enden
können, sobald zwei Wochen hintereinander der reprä­
sentative Preis für die betreffende Tafelweinart den
Orientierungspreis für diese Tafelweinart erreicht oder
überschritten hat.

(4 ) Der Betrag der Beihilfe für die private Lagerhaltung
darf nur die technischen Kosten der Lagerung und die
Zinsen decken, die beide pauschal festgesetzt werden .

Bei langfristigen Lagerhaltungsverträgen kann dieser
Betrag jedoch mit Rücksicht auf die mit solchen Verträ­
gen verbundenen Risiken bis zu 20 % erhöht werden.

Bei konzentriertem Traubenmost kann ein dem Konzen­
trationsgrad entsprechender Koeffizient auf diesen Be­
trag angewendet werden.

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.
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Artikel 12

( 1 ) Reichen die in dieser Verordnung genannten Maß­
nahmen zur Marktstützwng nicht aus und liegt der
Repräsentativpreis für eine Tafelweinart während dreier
aufeinanderfolgender Wochen unter dem Auslösungs­
preis, so werden ergänzende Maßnahmen, die Inhabern
langfristiger Einlagerungsverträge für die betreffende
Tafelweinart vorbehalten sind, getroffen, um die Preise
auf einem Niveau zu halten, das über dem Auslösungs­
preis liegt.

(2) Die in Absatz 1 genannten ergänzenden Maßnah­
men finden nach dem normalen Ablauf der betreffenden
Einlagerungsverträge auf Weine Anwendung, die zum
Zeitpunkt ihrer Auslagerung noch festzulegende Vor­
aussetzungen erfüllen.

Diese Maßnahmen können insbesondere bestehen aus

— einer Einlagerung dieser Weine während eines Zeit­
raums, der nach den für die langfristige Einlagerung
vorgesehenen Bedingungen zu bestimmen ist ;

— der Destillation dieser Weine oder einer entspre­
chenden Menge zum Auslösungspreis, der bei Ab­
schluß dieser langfristigen Einlagerungsverträge
gegolten hat.

Diese Maßnahmen können einzeln oder zusammen
getroffen werden.

(3 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die allgemeinen Regeln für die
in Absatz 2 vorgesehene Destillation fest, und zwar
insbesondere

— die Bedingungen, unter denen die Destillation erfol­
gen kann,

— die Kriterien für die Festsetzung der Höhe der Bei­
hilfe in einer Weise, daß der Absatz äer gewonnenen
Erzeugnisse möglich wird .

(4 ) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen sowie die
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem Verfahren des Artikels 67 beschlossen.

(5 ) Dieser Artikel findet nur während der Weinwirt­
schaftsjahre 1978/79 und 1979/80 Anwendung.

Absatz 3 für das betreffende Wirtschaftsjahr festgesetzte
Preis . Der vom Destillationsbetrieb gezahlte Preis darf
nicht unter dem Ankaufspreis liegen .

(3 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln für die Destilla­
tion nach Absatz 1 fest, und zwar insbesondere

— die Bedingungen, unter denen diese Destillation
erfolgen kann,

— die Kriterien für die Festsetzung der Höhe der Bei­
hilfe in einer Weise, daß der Absatz der gewonnenen
Erzeugnisse möglich wird.

(4 ) Die Destillation nach Absatz 1 sowie die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Artikel werden nach dem
Verfahren des Artikels 67 beschlossen.

Artikel 14

( 1 ) Erscheint nach den Erntevorausschätzungen bei
einem beträchtlichen Teil der Erzeugung eine Anreiche­
rung notwendig, so kann eine Beihilfe für in der Ge­
meinschaft erzeugten konzentrierten Traubenmost
gewährt werden, der zur Erhöhung der Alkoholgehalte
im Sinne des Artikels 32 und des Artikels 8 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 338/79 verwendet wird . Diese
Beihilfe kann für konzentrierten Traubenmost vorbehal­
ten werden, der in der Weinbauzone C III erzeugt wor­
den ist, wenn sich ohne diese Maßnahme die gegenwär­
tigen Handelsströme bei konzentriertem Traubenmost
und verschnittenem Wein nicht gewährleisten ließen .

(2) Die Höhe der Beihilfe und die Bedingungen für ihre
Gewährung sowie weitere Durchführungsvorschriften '
zu diesem Artikel werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 67 erlassen.

Artikel 15

( 1 ) Besteht die Gefahr, daß eine Festigung der Preise
durch die in dieser Verordnung vorgesehenen Markt­
stützungsmaßnahmen allein nicht erreicht werden kann,
so erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit die Vorschriften für die Destilla­
tion von Tafelwein.

(2 ) Diese Vorschriften legen die Bedingungen für die
Destillation und den Preis des zur Destillation geliefer­
ten Weines fest.

Diese Bedingungen, die nach Weinbaugebieten differen­
ziert werden können,

a) müssen sicherstellen können, daß das Gleichgewicht
des Marktes für Äthylalkohol nicht gefährdet wird ;

b ) dürfen keinen Anreiz zur Erzeugung yon Wein unzu­
reichender Qualität bieten .

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 13

( 1 ) In den Jahren, in denen die Ernte von Wein, der zur
Herstellung bestimmter Branntweine aus Wein mit
Ursprun&sbezeichnung geeignet ist, das Volumen des im
vorangegangenen Wirtschaftsjahr dieser Zweckbestim­
mung zugeführten Weins um 1 Million Hektoliter über­
steigt, kann beschlossen werden, daß der betreffende
Wein destilliert werden darf.

(2 ) Der Ankaufspreis des Weines, der nach Absatz 1
zur Destillation geliefert wird, ist der in Artikel 40
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TITEL II

Regelung des Handels mit Drittländern

Artikel 16

( 1 ) Für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 2 Buch­
staben a) und b) genannten Erzeugnisse in die Gemein­
schaft ist die Vorlage einer Einfuhrlizenz erforderlich .
Für alle Ausfuhren der in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Erzeugnisse aus der Gemeinschaft kann die Vorlage
einer Ausfuhrlizenz verlangt werden .

(2 ) Die Mitgliedstaaten erteilen die Lizenz jedem An­
tragsteller, unabhängig vom Ort seiner Niederlassung in
der Gemeinschaft.

Traubensäfte (einschließlich Traubenmost) der Ta­
rifstelle 20.07 B I des Gemeinsamen Zolltarifs,

konzentrierte Traubensäfte (einschließlich Trau­
benmost) der Tarifstellen 20.07 A I und B I des
Gemeinsamen Zolltarifs ,

mit Alkohol stummgemachter Most aus frischen
Weintrauben im Sinne der Zusätzlichen Vorschrift
Nr. 4 Buchstabe a) des Kapitels 22 des Gemeinsa­
men Zolltarifs,

Brennwein im Sinne der Zusätzlichen Vorschrift Nr.
4 Buchstabe b ) des Kapitels 22 des Gemeinsamen
Zolltarifs und

Likörwein im Sinne der Zusätzlichen Vorschrift Nr.
4 Buchstabe c) des Kapitels 22 des Gemeinsamen
Zolltarifs .

Für Wein, der in Behältnissen von höchstens 2 Litern
angeboten wird, wird der Referenzpreis um einen
Pauschbetrag erhöht, der den normalen Kosten des
Abfüllens auf Flaschen entspricht.

Besondere Referenzpreise können für die in den Unter­
absätzen 1 und 3 erwähnten Erzeugnisse aufgrund ihrer
besonderen Merkmale bzw. Verwendungszwecke fest­
gesetzt werden.

Die Lizenz gilt in der ganzen Gemeinschaft.

Die Erteilung der Lizenz hängt von der Stellung einer
Kaution ab, die die Erfüllung der Verpflichtung sichern
soll , die Einfuhr oder Ausfuhr während der Geltungs­
dauer der Lizenz durchzuführen ; die Kaution verfällt
ganz oder teilweise, wenn die Ein- bzw. Ausfuhr inner­
halb dieser Frist nicht oder nur teilweise erfolgt ist .

(3 ) Die Liste der Erzeugnisse, für die Ausfuhrlizenzen
gefordert werden, wird nach dem Verfahren des Artikels
67 festgelegt.

Die Geltungsdauer der Lizenzen und die sonstigen
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem gleichen Verfahren festgelegt.

Die Referenzpreise gelten vom 16 . Dezember des Jahres
der Festsetzung bis zum 15 . Dezember des darauffol­
genden Jahres.

(2 ) Für jedes Erzeugnis, für das ein Referenzpreis be­
steht, wird anhand aller verfügbaren Angaben ein
Angebotspreis frei Grenze für alle Einfuhren ermittelt.

Erfolgen die Ausfuhren aus einem oder mehreren Dritt­
ländern zu anomal niedrigen Preisen, die unter den von
den anderen Drittländern angewandten Preisen liegen,
so wird ein zweiter Angebotspreis frei Grenze für die
Ausfuhren aus diesen anderen Ländern ermittelt.

(3 ) Ist der Angebotspreis frei Grenze für ein Erzeugtiis ,
für das ein Referenzpreis besteht, zuzüglich der tatsäch­
lich zu erhebenden Zölle niedriger als der Referenzpreis
dieses Erzeugnisses , so wird bei der Einfuhr dieses Er­
zeugnisses eine Ausgleichsabgabe in Höhe des Unter­
schieds zwischen dem Referenzpreis und dem Ange­
botspreis frei Grenze zuzüglich der tatsächlich erhobe­
nen Zölle erhoben.

Artikel 17

( 1 ) Jedes Jahr wird vor dem 16 . Dezember ein Refe­
renzpreis für folgende nicht abgefüllte Erzeugnisse fest­
gesetzt :

— Rotwein,

— Weißwein

der Tarifstelle 22.05 C des Gemeinsamen Zolltarifs .

Bei der Festsetzung dieser in Rechnungseinheiten je %
Vol . Alkohol/hl oder in Rechnungseinheiten je Hektoli­
ter ausgedrückten Referenzpreise wird von den Orien­
tierungspreisen der für die Gemeinschaftserzeugung
repräsentativsten Tafelrotwein- und Tafelweißweinar­
ten ausgegangen, denen die Kosten hinzugerechnet
werden, die entstehen, wenn Gemeinschaftswein auf die
gleiche Vermarktungsstufe wie eingeführter Wein ge­
bracht wird.

Referenzpreise werden auch für folgende Erzeugnisse
festgesetzt:

Die Ausgleichsabgabe wird jedoch nicht erhoben auf die
Einfuhren aus Drittländern, die bereit und in der Lage
sind, die Garantie zu übernehmen, daß der Peis bei der
Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in und Her­
kunft aus ihrem Hoheitsgebiet nicht unter dem Refe­
renzpreis abzüglich der tatsächlich erhobenen Zölle liegt
und jede Verkehrsverlagerung vermieden wird.
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Zeugnissen mit Ursprung in diesen Ländern, die den
Referenzpreis frei Grenze nicht eingehalten haben, der
präferentielle Zollsatz nicht gewährt wird .

( 6 ) Die aufgrund von Artikel 17 getroffenen Maßnah­
men sowie die Maßnahme nach Absatz 5 werden mo­
natlich nach dem Verfahren des Artikels 67 überprüft.

(7 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt .
Diese Bestimmungen enthalten insbesondere die zu
berücksichtigenden Faktoren für die Ermittlung des
Angebotspreises frei Grenze für alle Einfuhren.

( 8 ) Die Kommission setzt den Referenzpreis frei Grenze
entsprechend dem Ursprung der eingeführten Erzeug­
nisse fest .

Es kann beschlossen werden, daß bei der Einfuhr gewis­
ser Qualitätsweine dritter Länder die gesamte oder ein
Teil der Ausgleichsabgabe nicht erhoben wird.

(4 ) Ist es nicht möglich, für ein Erzeugnis, für welches
ein Referenzpreis besteht, einen Angebotspreis frei
Grenze zu ermitteln , so wird eine abgeleitete
Ausgleichsabgabe festgesetzt. Diese abgeleitete Aus­
gleichsabgabe wird dadurch errechnet, daß man die
Ausgleichsabgabe für ein anderes Erzeugnis, das in
engem wirtschaftlichem Zusammenhang mit dem be­
treffenden Erzeugnis steht, mit einem Koeffizienten
multipliziert, der unter Berücksichtigung des Verhältnis­
ses zwischen den Durchschnittspreisen der betreffenden
Erzeugnisse auf dem Markt der Gemeinschaft bestimmt
wird .

(5 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln für die Anwen­
dung dieses Artikels fest.

( 6 ) Die Referenzpreise, die Ausgleichsabgaben und die
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 19

( 1 ) Außer dem Zoll und der Ausgleichsabgabe gemäß
Artikel 17 Absatz 3 wird auf die in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe a) genannten Erzeugnisse der Tarifstellen
20.07 A I b) 1 , B I b ) 1 aa ) 11 und B 1 b ) 1 bb ) 11 des
Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr für die ver­
schiedenen zugesetzten Zuckermengen eine Abschöp­
fung erhoben, die nach Maßgabe der folgenden Absätze
festgesetzt wird.

(2 ) Die Abschöpfung für 100 kg Eigengewicht des ein­
geführten Erzeugnisses ist gleich dem Unterschied zwi­
schen

a) dem Durchschnitt der Schwellenpreise für ein Kilo­
gramm Weißzucker, die für jeden der drei Monate
des Vierteljahres vorgesehen sind, für welches der
Unterschied ermittel wird , und

b ) dem Durchschnitt der cif-Preise für ein Kilogramm
Weißzucker, der bei der Festsetzung der Abschöp­
fungen auf Weißzucker für einen Zeitraum berech­
net wird, der aus den ersten 15 Tagen des Monats,
der dem Vierteljahr, für welches der Unterschied
ermittelt wird, vorausgeht, und den beiden Monaten
unmittelbar davor besteht, wobei der besagte Unter­
schied mit <dem Wert multipliziert wird, der für das
betreffende Erzeugnis in Spalte 1 des Anhangs VI
angegeben ist.

Ist der Betrag gemäß Buchstabe b ) höher als der Betrag
gemäß Buchstabe a), so wird keine Abschöpfung erho­
ben .

(3 ) Der in Absatz 2 erwähnte Unterschied wird von der
Kommission für jedes Kalendervierteljahr festgesetzt.

(4 ) Bei einer Änderung des in Absatz 2 Buchstabe a)
erwähnten Schwellenpreises im Laufe eines Vierteljahres
beschließt der Rat auf Vorschlag der Kommission mit

Artikel 18

( 1 ) Referenzpreis frei Grenze im Sinne dieser Verord­
nung ist der in Artikel 17 genannte Referenzpreis abzüg­
lich der tatsächlich erhobenen Zölle .

(2 ) Bezüglich der Einfuhr von Wein mit Ursprung in
den in Artikel 17 Absatz 3 Unterabsatz 2 oder Absatz 3
dieses Artikels genannten Drittländern unterrichten die
Mitgliedstaaten die Kommission über die Einzelfälle , in
denen der Referenzpreis frei Grenze nicht eingehalten
worden ist.

( 3 ) Für Einfuhren von Wein der Tarifnummer 22.05
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in einem
Drittland, dem vorbehaltlich der Einhaltung des Refe­
renzpreises frei Grenze vertragliche Zollzugeständnisse
zugute kommen, wird bei Nichteinhaltung dieses Preises
der präferentielle Zollsatz nicht gewährt .

(4) Unbeschadet anderer Mittel zur Kontrolle der Ein­
haltung des Referenzpreises wird die Einräumung der in
Absatz 3 genannten Zollzugeständnisse von der Vorlage
einer von den zuständigen Behörden des Ausfuhrlandes
ausgestellten Bescheinigung über die Einhaltung des
Referenzpreises frei Grenze abhängig gemacht.

(5 ) Sind die in Absatz 2 genannten Fälle für die Einfuhr
von Wein mit Ursprung in den in Absatz 3 genannten
Drittländern bedeutend, so wird — unbeschadet der
Maßnahmen, die aufgrund von Artikel 17 getroffen
werden können — nach dem Verfahren des Artikels 67
beschlossen, daß für alle künftigen Einfuhren von Er­
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( 10 ) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission den Anhang VI ändern.

Artikel 20

( 1 ) Um eine wirtschaftlich bedeutende Ausfuhr der in
Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeugnisse auf der
Grundlage der Preise zu ermöglichen, die im internatio­
nalen Handel für diese Erzeugnisse gelten, kann der
Unterschied zwischen diesen Preisen und den Preisen in
der Gemeinschaft, soweit erforderlich, durch eine Er­
stattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. Der Rat
kann die Anwendung dieses Absatzes nach dem Verfah­
ren des Absatzes 3 einschränken.

(2 ) Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Bestim­
mungsgebiet unterschiedlich sein .

Die Erstattung wird auf Antrag gewährt.

(3 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor-'
schlag der Kommission die Grundregeln für die Gewäh­
rung der Erstattungen bei der Ausfuhr und die Kriterien
für die Festsetzung des Erstattungsbetrags fest.

(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeitabständen
nach demselben Verfahren festgesetzt .

( 5 ) Die Kommission kann die Erstattungsbeträge, so­
weit erforderlich, zwischenzeitlich auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder von sich aus ändern.

qualifizierter Mehrheit, ob der Unterschied ebenfalls
geändert werden muß, und trifft gegebenenfalls die hier­
für erforderlichen Maßnahmen.

(5 ) Ist am 15 . des Monats , der dem Vierteljahr voraus­
geht, für welches der in Absatz 2 erwähnte Unterschied
zu bestimmen ist, eine der für seine Berechnung zu
berücksichtigenden Angaben nicht bekannt, so berech­
net die Kommission den Unterschied, indem sie statt des
fehlenden Berechnungsfaktors den Berechnungsfaktor
zugrunde legt, der für die Berechnung des Unterschieds
während des laufenden Vierteljahres berücksichtigt
wurde.

Ein berichtigter Unterschied wird von der Kommission
spätestens am sechzehnten Tag nach dem Zeitpunkt, an
dem die zunächst nicht bekannte Angabe vorliegt, fest­
gelegt und in Kraft gesetzt.

Wird diese Angabe jedoch erst nach Beginn des letzten
Monats des betreffenden Vierteljahres bekannt, so wird
der Unterschied nicht berichtigt.

(6 ) Bleibt der nach Absatz 8 ermittelte Gehalt an zuge­
setztem Zucker je 100 Kilogramm Eigengewicht des
eingeführten Erzeugnisses um zwei Kilogramm oder
mehr unter dem Gehalt, den die Zahl in Spalte 1 des
Anhangs VI für das betreffende Erzeugnis ausdrückt, so
wird auf Antrag des Importeurs die Abschöpfung für
100 Kilogramm Eigengewicht des eingeführten Erzeug­
nisses in der Weise berechnet, daß der in Absatz 2
erwähnte Unterschied mit einem Wert multipliziert
wird, der dem in Absatz 8 definierten Gehalt an zuge­
setztem Zucker entspricht.

(7) Liegt der nach Absatz 8 ermittelte Gehalt an zuge^
setztem Zucker je 100 Kilogramm Eigengewicht des
eingeführten Erzeugnisses um drei Kilogramm oder
mehr über dem Gehalt, den die Zahl in Spalte 1 des
Anhangs VI für das betreffende Erzeugnis ausdrückt, so
wird die Abschöpfung gemäß Absatz 6 berechnet.

( 8 ) Als Gehalt an zugesetztem Zucker gilt der Wert, der
sich bei Anwendung des Refraktometers nach der
Methode gemäß Anhang III der Verordnung (EWG) Nr.
516/77 des Rates vom 14. März 1977 über die gemein­
same Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse
aus Obst und Gemüse (*), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1152/78 ( 2), multipliziert mit dem
Faktor 0,95 für die in Anhang VI dieser Verordnung
aufgeführten Traubensäfte und abzüglich des in Spalte 2
des genannten Anhangs für das betreffende Erzeugnis
angegebenen Wertes ergibt.

( 9 ) Die Durchführungsbestimmungen zu den Absätzen
1 bis 8 werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren des
Artikels 67 festgelegt.

Artikel 21

( 1 ) Um die Ausfuhr von Zucker der Tarifnummer
17.01 und von Glukose und Glukosesirup der Tarif­
stelle 17.02 B II, auch in Form von Erzeugnissen der
Tarifstelle 17.02 B I, die in Erzeugnissen der Tarifstellen
20.07 A I b) 1 , B I b ) 1 aa) 11 und B I b ) 1 bb) 11 des
Gemeinsamen Zolltarifs enthalten sind, nach Drittlän­
dern zu ermöglichen, wird eine Erstattung gewährt. Die
Erstattung wird auf Antrag gewährt.

(2 ) Die für 100 Kilogramm Eigengewicht des ausge­
führten Erzeugnisses zu gewährende Erstattung ist

— bei Roh- und Weißzucker gleich der Erstattung, die
gemäß Artikel 19 der Verordnung (EWG) Nr.
33.30/74 des Rates vom 19 . Dezember 1974 über
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Zucker (3), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1396/78 (4), und ihren Durch­

H ABl. Nr. L 73 vom 21 . 3 . 1977, S. 1 .
( 2) ABl . Nr. L 144 vom 31 . 5 . 1978 , S. 1 .

(3) ABl . Nr. L 359 vom 31 . 12. 1974, S. 1 .
(4 ) ABl . Nr. L 170 vom 27. 6 . 1978 , S. 1 .
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führungsbestimmungen je Kilogramm Saccharose
für die Erzeugnisse festgesetzt wird, die in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe d) der genannten Verordnung
aufgeführt sind, wobei diese Erstattung mit einem
Wert zu multiplizieren ist, der die in 100 Kilogramm
Eigengewicht des Enderzeugnisses enthaltene Menge
Saccharose ausdrückt;

— bei Glukose und Glukosesirup gleich den jeweils für
diese Erzeugnisse gemäß Artikel 16 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 des Rates vom 29. Oktober
1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide ( 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) nr. 1254/78 (2), und ihren Durchführungs­
bestimmungen festgesetzten Erstattungen, wobei
diese mit einem Wert multipliziert werden, der die
in 100 Kilogramm Eigengewicht des Enderzeugnis­
ses enthaltene Menge Glukose bzw. Glukosesirup
ausdrückt.

Die die Saccharose-, Glukose- oder Glukosesirupmen­
gen ausdrückenden Werte werden aufgrund der in Arti­
kel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 516/77 vorgesehenen
Erklärung festgelegt.

(3 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln über die
Gewährung der Erstattungen.

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren des Artikels
67 festgelegt.

Artikel 22

( 1 ) Die in Artikel 19 Absatz 1 genannte Abschöpfung
und die in Artikel 21 genannte Erstattung sind die am
Tage der Einfuhr bzw. der Ausfuhr geltenden Abschöp­
fungs- und Erstattungsbeträge.

(2) Damit für die in Artikel 21 genannten Erzeugnisse
die in demselben Artikel vorgesehene Erstattung ge­
währt werden kann, muß ihnen eine Erklärung des
Exporteurs beigefügt werden, aus welcher die in den
betreffenden Erzeugnissen enthaltenen Mengen Saccha­
rose, Glukose und Glukosesirup zu entnehmen sind.

(3 ) Falls auf die in Artikel 19 Absatz 1 genannten Er­
zeugnisse die Absätze 6 und 7 desselben Artikels ange­
wandt werden, muß ihnen eine Erklärung des Impor­
teurs beigefügt werden, aus welcher der Gehalt an zuge­
setztem Zucker zu entnehmen ist, der nach der in Arti­
kel 19 Absatz 8 genannten Methode berechnet wird. Ist
diese Bedingung nicht erfüllt, so ist Artikel 19 Absatz 6
nicht anwendbar.

(4) Die Richtigkeit der in den vorstehenden Absätzen
genannten Erklärungen unterliegt der Kontrolle durch

die zuständigen Behörden des betreffenden Mitglied­
staats.

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren des Artikels
67 festgelegt.

Artikel 23

Der Rat kann, soweit es für das reibungslose Funktio­
nieren der gemeinsamen Marktorganisation für Wein
erforderlich ist, mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Inanspruchnahme des akti­
ven VeredelungsVerkehrs für alle oder einige der in
Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeugnisse ganz oder
teilweise ausschließen.

Artikel 24

( 1 ) Der Gemeinsame Zolltarif wird gemäß Anhang V
geändert.

Für die Tarifierung der unter diese Verordnung fallen­
den Erzeugnisse gelten die allgemeinen Tarifierungsvor­
schriften und die besonderen Vorschriften über die
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs ; das Zolltarif­
schema, das sich aus der Anwendung von Anhang V
dieser Verordnung ergibt, wird in den Gemeinsamen
Zolltarif übernommen.

(2 ) Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser
Verordnung oder vorbehaltlich einer vom Rat auf Vor­
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
beschlossenen Ausnahme ist folgendes untersagt :

a ) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung
wie Zölle, vorbehaltlich der Bestimmungen des
Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 541/70 des
Rates vom 20. März 1970 über die Landwirtschaft
des Großherzogtums Luxemburg (3 ), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3266/76 (4);

b ) die Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen
oder Maßnahmen gleicher Wirkung.

Als Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie eine men­
genmäßige Beschränkung gilt unter anderem die Be­
schränkung der Erteilung von Einfuhr- oder Ausfuhr­
lizenzen auf eine bestimmte Gruppe von Empfangsbe­
rechtigten.

Artikel 25

( 1 ) Die Einfuhr von in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Erzeugnissen, denen Alkohol zugesetzt wurde, ist unter­
sagt; davon ausgenommen sind Erzeugnisse, die Er­
zeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft entspre­

(3 ) ABl . Nr. L 68 vom 25 . 3 . 1970, S. 3 .
(4 ) ABl . Nr. L 356 vom 29. 12. 1976, S. 13 .

(*) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975 , S. 1 .
(2 ) ABl. Nr. L 156 vom 14. 6. 1978 , S. 1 .
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Artikel 28

( 1 ) Jedes Jahr melden

a ) die Traubenmost- und Weinerzeuger die von ihnen
in dem betreffenden Jahr erzeugten Mengen ;

b ) die Traubenmost- und Weinerzeuger sowie der
Handel, mit Ausnahme des Einzelhandels , ihre
Most- und Weinbestände, gleichviel , ob diese aus
der Ernte des laufenden Jahres oder aus vorange­
gangenen Ernten stammen. Aus dritten Ländern
eingeführte Traubenmoste und Weine sind gesondert
anzugeben .

(2 ) Soweit die Entwicklung der gemeinsamen Weinpoli­
tik nicht erfordert, daß die Bestandsmeldungen vor der
Ernte zu einem Zeitpunkt abgegeben werden, der nach
dem Verfahren des Artikels 67 festzulegen ist, werden
die Ernte- und Bestandsmeldungen gleichzeitig bis zum
31 . Dezember in jedem Mitgliedstaat abgegeben .

(3 ) Diese Bestimmung schließt nicht aus , daß Mitglied­
staaten zwei verschiedene Zeitpunkte für die Bestands­
und die Erntemeldungen beibehalten, sofern die Ver­
wendung der Angaben durch die Gemeinschaft auf­
grund einer entsprechenden Ergänzung weiterhin mög­
lich bleibt .

(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu den Artikeln
27 und 28 werden nach dem Verfahren des Artikels 67
festgelegt.

chen, bei denen dieser Zusatz gemäß Artikel 42 Absätze
1 und 2 gestattet ist .

(2 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem -Arti­
kel, insbesondere die hinsichtlich der Entsprechung der
Erzeugnisse geltenden Bedingungen, werden nach dem
Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 26

( 1 ) Wird in der Gemeinschaft der Markt für eines oder
mehrere der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeug­
nisse aufgrund von Einfuhren oder Ausfuhren ernst­
lichen Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Stö­
rungen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des Ver­
trages gefährden könnten , so können im Handel mit
Drittländern geeignete Maßnahmen angewandt werden,
bis die tatsächliche oder die drohende Störung behoben
ist.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Lage die Anwen­
dung dieser Maßnahmen rechtfertigt, werden insbeson­
dere berücksichtigt :

a ) die Mengen, für welche Einfuhrlizenzen erteilt oder
beantragt worden sind, und die Angaben der Vor­
bilanz ;

b ) gegebenenfalls der Umfang der Intervention .

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission die Durchführungsbestimmungen zu
diesem Absatz fest und bestimmt, in welchen Fällen und
innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten Schutz­
maßnahmen treffen können.

(2 ) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be­
schließt die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder von sich aus die erforderlichen Maßnahmen ; diese
werden den Mitgliedstaaten mitgeteilt und sind unver­
züglich anzuwenden. Ist die Kommission mit einem
Antrag eines Mitgliedstaats befaßt worden, so entschei­
det sie hierüber innerhalb von 24 Stunden nach Eingang
des Antrags .

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der
Kommission binnen einer Frist von drei Werktagen
nach dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat vorlegen. Der
Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann die betref­
fende Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit ändern
oder aufheben .

Artikel 29

( 1 ) Untersagt sind

a ) Beihilfen für die Neuanpflanzung von Reben ;

b ) Beihilfen für Wiederbepflanzungen, wenn diese eine
über den Rationalisierungseffekt hinausgehende
Zunahme der Weinerzeugung bewirken und keine
qualitative Verbesserung der Erzeugung gewährlei­
sten.

(2 ) Die Gewährung einzelstaatlicher Beihilfen kann
jedoch nach dem Verfahren des Artikels 67 von Fall zu
Fall genehmigt werden, wenn diese Beihilfen Weinbau­
gebiete betreffen, in denen

a ) der Weinbau wesentlich zum landwirtschaftlichen
Einkommen beiträgt;

b ) die Gewährung dieser Beihilfen geeignet ist, dieses
Einkommen zu verbessern .

TITEL III

Regeln für die Erzeugung und die Kontrolle der Ent­
wicklung der Anpflanzungen

Artikel 27

Die Mitgliedstaaten verfolgen durch jährliche Erhebun­
gen die Entwicklung der für die Erzeugung von vegeta­
tivem Vermehrungsgut genutzten Flächen .

Artikel 30

( 1 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln für die Durch­
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führung der Klassifizierung der Rebsorten fest. Diese
Regeln sehen insbesondere folgendes vor :

— die Klassifizierung in empfohlene, zugelassene und
vorübergehend zugelassene Rebsorten nach Verwal­
tungseinheiten oder nach Teilen von Verwaltungs­
einheiten ;

— die Möglichkeit, daß ein Mitgliedstaat von den Be­
stimmungen des Absatzes 2 abweicht, um die An­
baueignung einer Rebsorte zu prüfen, wissenschaft­
liche Forschungen sowie Züchtungs- und Kreu­
zungsarbeiten durchzuführen und vegetatives Ver­
mehrungsgut von Reben für die Ausfuhr zu erzeu­
gen .

(2 ) Unbeschadet strengerer Gemeinschaftsbestimmun­
gen dürfen in der Gemeinschaft nur empfohlene oder
zugelassene Sorten angepflanzt, wiederangepflanzt und
veredelt werden.

(3 ) Die Rodung der Parzellen, die

a) mit Rebsorten bepflanzt sind, die am 31 . Dezember
1976 zu den vorübergehend zugelassenen Rebsorten
gehören, muß
— bis zum 31 . Dezember 1979 erfolgt sein, wenn

es sich hierbei um aus interspezifischen Kreu­
zungen hervorgegangene Rebsorten (Direktträ­
gerhybriden) handelt ;

— bis zum 31 . Dezember 1983 erfolgt sein, wenn
es sich hierbei um andere Rebsorten handelt ;

b) mit Rebsorten bepflanzt sind, die nach dem 31 .
Dezember 1976 als vorübergehend zugelassen klassi­
fiziert werden, muß spätestens 15 Jahre nach dem
Zeitpunkt der entsprechenden Klassifizierung dieser
Rebsorten erfolgen .

Der Anbau von Rebsorten , die nicht in der Klassifizie­
rung aufgeführt sind, ist untersagt.

(4) Die Klassifizierung der Rebsorten und die anderen 7
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden
nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats
bestätigt die Anmeldung nach Unterabsatz 1 durch Er­
teilung einer Bescheinigung.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jähr­
lich vor dem 15 . Januar anhand der im Unterabsatz 1
vorgesehenen Ameldungen eine einzelstaatliche Planung
mit folgenden Angaben :

— Flächen, die neu bepflanzt, wiederbepflanzt, gerodet v
oder aufgegeben werden sollen ;

— Flächen, die neu bepflanzt, wiederbepflanzt, gerodet
oder aufgegeben wurden; 1

— Entwicklung der potentiellen Produktionsmenge, die
nach diesen Anmeldungen zu erwarten ist.

Die in Unterabsatz 3 genannte Planung wird für fol­
gende geographische Einheiten übermittelt : -

— für die Bundesrepublik Deutschland : die Weinan­
baugebiete gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 338/79 ;

— für Frankreich : die im Anhang der Verordnung
(EWG) Nr . 357/79 (*) genannten Departements oder
Gruppen von Departements ;

— für Italien : die in Anhang III genannten Gebiete ;

— für die übrigen betroffenen Mitgliedstaaten : ihr
gesamtes Hoheitsgebiet .

Die Mitgliedstaaten können die in Unterabsatz 1 ge­
nannten natürlichen oder juristischen Personen oder
Personenvereinigungen von den im zweiten Gedanken­
strich desselben Unterabsatzes vorgesehenen Meldungen
freistellen , wenn ihnen die betreffenden Angaben an­
hand anderer Erklärungen vorliegen, die aufgrund amt­
licher Vorschriften abgegeben werden .

(2 ) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit vor dem 31 . Dezember 1979 die
erforderlichen Maßnahmen bezüglich der Meldungen
von Anpflanzungen, Wiederbepflanzungen, Rodungen
oder Aufgaben von Rebflächen fest, die ab 1 . April
1980 anwendbar sind .

( 3 ) Die Kommission legt dem Rat jährlich vor dem
1 . April einen Bericht vor, in dem vor allem das Ver­
hältnis zwischen der Erzeugung und den Verwendungs­
zwecken angegeben wird und anhand dessen die voraus­
sichtliche Entwicklung dieses Verhältnisses geschätzt
werden soll .

(4 ) Dieser Bericht wird insbesondere wie folgt erstellt :

a ) bis zum 31 . März 1980 nach Maßgabe der in Ab­
satz 1 Unterabsatz 3 vorgesehenen Planungen ;

b ) ab 1 . April 1980 anhand der in der Verordnung
(EWG) Nr. 357/79 vorgesehenen 'statistischen Erhe­
bungen über Rebflächen .

Artikel 31

( 1 ) Bis zum 31 . März 1980 haben alle natürlichen oder
juristischen Personen oder Personenvereinigungen, die
im laufenden Weinwirtschaftsjahr

— Rebflächen neu bepflanzen, wiederbepflanzen,
roden oder aufgeben wollen ,

— Rebflächen neu bepflanzt, wiederbepflanzt, gerodet
oder aufgegeben haben,

dies bei der zuständigen Behörde des betreffenden Mit­
gliedstaats vor einem von dieser Behörde zu bestimmen­
den Zeitpunkt anzumelden. ( J ) Siehe Seite 124 dieses Amtsblatts .
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baugebieten aus noch zu bestimmenden Rotweinrebsor­
ten gewonnen werden, auf 4 % Vol. heraufgesetzt.

(2 ) In Jahren mit außergewöhnlich ungünstigen Witte­
rungsverhältnissen kann die in Absatz 1 Unterabsatz 3
genannte Erhöhung des Alkoholgehalts auf folgende
Grenzwerte heraufgesetzt werden :

in der Weinbauzone A:
in der Weinbauzone B :

4,5 % Vol.
3,5 % Vol.

(5 ) Ergibt sich aus diesem Bericht, daß die Erzeugung
die Tendenz hat, über die voraussichtlichen Verwen­
dungszwecke hinauszugehen und folglich das Einkom­
men der Weinbauern zu gefährden, so erläßt der Rat
gemäß dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des
Vertrages im Rahmen eines obligatorischen Gemein­
schaftsprogramms die auf dem Gebiet der Neuanpflan­
zung von Reben und der Wiederbepflanzung von Reb­
flächen erforderlichen Bestimmungen, um die Bildung
struktureller Überschüsse zu verhindern .

(6) Dieser Artikel steht der Anwendung strengerer ein­
zelstaatlicher Regelungen für Neuanpflanzungen und
Wiederbepflanzungen nicht entgegen .

(7) Die Durchführungsbestimmungen zu den Absätzen
1 , 3 und 4 werden nach dem Verfahren des Artikels 67
festgelegt.

Der nach dem ersten Gedankenstrich des vorstehenden
Unterabsatzes genannte Grenzwert wird bis zum 31 .
Januar 1980 für die Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1
Unterabsatz 4 auf 5,0 % Vol . erhöht.

(3 ) Die in diesem Artikel genannten Weinbauzonen
sind in Anhang IV aufgeführt.

(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, insbesondere die Beschlüsse zur Genehmigung der
in Absatz 2 vorgesehenen Erhöhung des Alkoholgehalts,
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

TITEL IV

Regeln für önologische Verfahren und das
Inverkehrbringen

Artikel 33

( 1 ) Die in Artikel 32 genannte Erhöhung des natür­
lichen Alkoholgehalts darf nur wie folgt vorgenommen
werden :

a ) bei frischen Weintrauben, teilweise gegorenem
Traubenmost oder Jungwein durch Zugabe von
Saccharose oder konzentriertem Traubenmost;

b ) bei Traubenmost durch Zugabe von Saccharose oder
von konzentriertem Traubenmost oder durch teil­
weise Konzentrierung;

c) bei zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem Wein
und bei Tafelwein durch teilweise Konzentrierung
durch Anwendung von Kälte .

(2 ) Die Anwendung eines der in Absatz 1 genannten
Verfahren schließt die Anwendung der anderen aus .

(3 ) Die in Absatz 1 unter den Buchstaben a) und b)
genannte Zugabe von Saccharose darf nur durch Trok­
kenzuckerung und ausschließlich in den Weinanbauge­
bieten vorgenommen werden, in denen sie traditionsge­
mäß oder ausnahmsweise entsprechend den am 8 . Mai
1970 bestehenden Rechtsvorschriften durchgeführt
wird.

Bis zum 30 . Juni 1979 kann jedoch die Zugabe von
Saccharose in wäßriger Lösung in einigen Weinbauge­
bieten der Weinbauzone A unter der Bedingung erfol­
gen, daß die Erhöhung des Volumens des Erzeugnisses,
bei dem die Zugabe erfolgt, nicht mehr als 15 % be­
trägt.

(4 ) Die Zugabe von konzentriertem Traubenmost darf
nicht zur Folge haben, daß das Ausgangsvolumen der
frischen eingemaischten Trauben, des Traubenmostes,

Artikel 32

( 1 ) Die betreffenden Mitgliedstaaten können, wenn es
die Witterungsverhältnisse in bestimmten Weinbau­
zonen der Gemeinschaft erforderlich erscheinen lassen,
zulassen, daß der vorhandene oder der potentielle natür­
liche Alkoholgehalt der frischen Weintrauben, des
Traubenmostes, des teilweise gegorenen Traubenmostes
und des Jungweins — soweit diese Erzeugnisse aus
Rebsorten im Sinne des Artikels 49 gewonnen worden
sind — sowie des zur Gewinnung von Tafelwein geeig­
neten Weines und des Tafelweins erhöht wird.

Bei den in Unterabsatz 1 genannten Erzeugnissen darf
eine Erhöhung des natürlichen Alkoholgehalts nur dann
vorgenommen werden, wenn ihr Mindestgehalt an
natürlichem Alkohol folgende Werte erreicht :
— in der Weinbauzone A : 5 % Vol.
— in der Weinbauzone B : 6 % Vol.
— in der Weinbauzone C Ia : 7,5 % Vol.
— in der Weinbauzone C Ib : 8 % Vol.
— in der Weinbauzone C II : 8,5 % Vol.
— in der Weinbauzone C III : 9 % Vol.

Die Erhöhung des Mindestgehalts an natürlichem Alko­
hol wird nach den in Artikel 33 erwähnten önolo­
gischen Praktiken vorgenommen und darf folgende
Grenzwerte nicht überschreiten :

— in der Weinbauzone A : 3,5 % Vol .
— in der Weinbauzone B : 2,5 % Vol.
— in den Weinbauzonen C: 2 % Vol .

Der im vorstehenden Unterabsatz genannte Grenzwert
für die Weinbauzonen A wird bis zum 31 . Januar 1980
für die Erzeugnisse, die in noch festzulegenden Wein­
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des teilweise gegorenen Mostes oder des Jungweins um
mehr als 1 1 % in der Weinbauzone A, 8 % in der
Weinbauzone B und 6,5 % in den Weinbauzonen C
erhöht wird.

Wird Artikel 32 Absatz 2 angewandt, so erhöhen sich
die Grenzwerte für die Erhöhung des Volumens auf
15 % in der Weinbauzone A und auf 11 % in der
Weinbauzone B.

(5 ) Die Konzentrierung des Traubenmostes, des zur
Gewinnung von Tafelwein geeigneten Weines oder des
Tafelweins darf keine Verminderung des Ausgangsvo­
lumens um mehr als 20 % zur Folge haben und in kei­
nem Fall den natürlichen Alkoholgehalt um mehr als
2 % Vol. erhöhen.

(6 ) In keinem Fall dürfen die genannten Verfahren eine
Anhebung des Gesamtalkoholgehalts der frischen Trau­
ben, des Traubenmostes, des teilweise gegorenen Trau­
benmostes, des Jungweins, des zur Gewinnung von
Tafelwein geeigneten Weines und des Tafelweins auf
mehr als 11,5 % Vol. in der Weinbauzone A, 12 % Vol .
in der Weinbauzone B, 12,5 % Vol. in den Weinbauzo­
nen C Ia und C Ib, 13 % Vol. in der Weinbauzone C II
und 13,5 % Vol. in der Weinbauzone C III zur Folge
haben .

Bei Rötwein darf der Gesamtalkoholgehalt der in Un­
terabsatz 1 genannten Erzeugnisse jedoch auf 12 % Vol.
in der Weinbauzone A und auf 12,5 % Vol. in der
Weinbauzone B angehoben werden.

(7) Zur Gewinnung von Tafelwein geeigneter Wein und
Tafelwein dürfen nicht konzentriert werden, wenn bei
den zu ihrer Herstellung verwendeten Ausgangsstoffen
selbst eines der in Absatz 1 Buchstaben a) und b) ge­
nannten Verfahren angewandt wurde.

(8 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

(2 ) In Jahren mit außergewöhnlichen Witterungsbedin­
gungen kann
— die zusätzliche Säuerung bis zu einer Höchstmenge

von 1,5 g pro Liter, ausgedrückt in Weinsäure, d. h .
von 20 Milliäquivalenten, bei folgenden Erzeugnis­
sen zugelassen werden :
— bei den in Absatz 1 genannten Erzeugnissen der

Zonen C II und C III,

— bei den Weinen aus den gleichen Weinbauzonen,
sofern die Säuerung in den Anlagen des Betrie­
bes erfolgt, in dem die Weintrauben und die
Traubenmoste, aus denen die Weine gewonnen
wurden, verarbeitet worden sind ;

— die Säuerung der in Absatz 1 genannten Erzeugnisse
in den Weinbauzonen C Ia und C Ib unter den in
Absatz 1 hinsichtlich der Zonen C II und C III ge­
nannten Bedingungen zugelassen werden ;

— die Teilentsäuerung der Weine der Weinbauzonen
A, B, C Ia, C Ib und C II zugelassen werden, sofern
sie in den Anlagen des Betriebes erfolgt, in dem die
Weintrauben und die Traubenmoste, aus denen die
Weine gewonnen wurden, verarbeitet worden sind.

(3 ) Die Säuerung und die Anreicherung sowie die Säue­
rung und die Entsäuerung ein und desselben Erzeugnis­
ses schließen einander aus ; in bezug auf die Säuerung
und die Anreicherung können von Fall zu Fall Abwei­
chungen beschlossen werden.

(4 ) Die Zulassungen nach Absatz 2, die Abweichungen
nach Absatz 3 sowie die sonstigen Durchführungsbe­
stimmungen zu diesem Artikel, insbesondere die Bedin­
gungen für die Durchführung der Maßnahmen nach
Absatz 2, werden nach dem Verfahren des Artikels 67
festgelegt.

Artikel 35

( 1 ) Die Süßung von Tafelwein ist in den Fällen, in
denen

a) bei frischen Weintrauben, Traubenmost, teilweise ,
gegorenem Traubenmost, Jungwein, zur Gewinnung
von Tafelwein geeignetem Wein, aus denen er
gewonnen wurde, oder bei Tafelwein selbst eines
der in Artikel 33 Absatz 1 genannten Verfahren
angewandt wurde, nur mit Traubenmost zulässig,
der höchstens den gleichen Gesamtalkoholgehalt hat
wie der betreffende Tafelwein ;

b) bei denen unter Buchstabe a) genannten Erzeugnissen
keines der Verfahren nach Artikel 33 Absatz 1
angewandt wurde, nur mit Traubenmost oder kon­
zentriertem Traubenmost unter der Bedingung zu­
lässig, daß der Gesamtalköholgehalt des betreffen­
den Tafelweins nicht um mehr als 2 % Vol . erhöht
wird.

(2) Die Süßung von eingeführtem Wein, der für den
unmittelbaren menschlichen Verbrauch bestimmt und
durch eine geographische Angabe bezeichnet ist, ist auf
dem Hoheitsgebiet der Gemeinschaft untersagt.

Artikel 34

( 1 ) Bei frischen Weintrauben, Traubenmost, teilweise
gegorenem Traubenmost und Jungwein dürfen
— in den Weinbauzonen A, B, C Ia und C Ib eine

teilweise Entsäuerung,
— in der Weinbauzone C II unbeschadet von Absatz 3

eine Säuerung und eine Entsäuerung,

— in der Weinbauzone C III eine Säuerung

vorgenommen werden.

Die Säuerung darf nur bis zu einer Höchstmenge von
1,5 g pro Liter, ausgedrückt in Weinsäure, d. h. von 20
Milliäquivalenten, durchgeführt werden.

Außerdem darf der zur Konzentrierung bestimmte
Traubenmost teilweise entsäuert werden.
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Die Süßung von anderem als dem in Absatz 1 genannten
eingeführten Wein unterliegt noch festzulegenden
Regeln.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
-werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, insbesondere die Ausnahmen zu der in Absatz 1
Unterabsatz 2 genannten Verpflichtungen sowie die
Abweichungen von den in Absatz 2 Unterabsatz 1 fest­
gesetzten Zeitpunkten, werden nach dem Verfahren des
Artikels 67 festgelegt.

Artikel 37

Die Bestimmungen der Artikel 32 bis 36, die auf Er­
zeugnisse Anwendung finden, die in nicht zu den Wein­
bauzonen nach Anhang IV gehörenden Gebieten der
Gemeinschaft geerntet worden sind, werden nach dem
Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 38

Sofern der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission keine Ausnahmeregelung beschließt,
kann das Vermischen von frischen Weintrauben, Trau­
benmost, teilweise gegorenem Traubenmost und Jung­
wein — wenn eines dieser Erzeugnisse nicht die vorge­
schriebenen Eigenschaften für die Verarbeitung zu für '
die Gewinnung von Tafelwein geeignetem Wein oder zu
Tafelwein aufweist — mit Erzeugnissen, aus denen diese
Weine hergestellt werden können, oder mit Tafelwein
weder einen zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten
Wein noch einen Tafelwein ergeben.

Artikel 39

( 1 ) Das vollständige Auspressen eingemaischter und
nicht eingemaischter Weintrauben und das Auspressen
von Weintrub sind untersagt. Das gleiche gilt für das
erneute Vergären von Traubentrester für andere Zwecke
als die Destillation.

(2 ) Sofern der Rat auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit keine Ausnahmeregelung be­
schließt, hat jede natürliche oder juristische Person oder
Personenvereinigung, die Wein bereitet, mit Ausnahme
der in Absatz 5 genannten Erzeuger, den bei dieser
Weinbereitung anfallenden Traubentrester und Wein­
trub oder aber eine entsprechende Menge Wein aus
eigener Erzeugung destillieren zu lassen.

Falls die gemäß Unterabsatz 1 zur Destillation verpflich­
teten Personen die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung
nicht ganz oder zum Teil im Besitz haben, so werden sie
von dieser Verpflichtung hinsichtlich der Mengen be­
freit., für die sie den Nachweis erbringen, daß die Destil­
lation durch diejenigen durchgeführt worden ist, die
ihnen Traubenmost, teilweise gegorenen Traubenmost
oder noch in Gärung befindlichen Jungwein geliefert
haben.

Die Mitgliedstaaten beschließen Maßnahmen, die zur
Gewährleistung einer angemessenen Anwendung von
Unterabsatz 2 hinsichtlich der Beziehungen zwischen
denjenigen, die die Weinbereitung vorgenommen haben,
und denjenigen, die ihnen die dazugehörigen Erzeug­
nisse geliefert haben, erforderlich sind.

Artikel 36

( 1 ) Jede der in den Artikeln 33 und 34 genannten
Maßnahmen darf bei der Verarbeitung von frischen
Weintrauben, Traubenmost, teilweise gegorenem Trau­
benmost und Jungwein zu für die Gewinnung von
Tafelwein geeignetem Wein oder zu Tafelwein in derje­
nigen Weinbauzone, in der die verwendeten frischen
Weintrauben geerntet wurden, nur einmal durchgeführt
werden . Das gleiche gilt für die Konzentrierung, die
Säuerung und die Entsäuerung der zur Gewinnung von
Tafelwein geeigneten Weine und der Tafelweine.

Jede der in Unterabsatz 1 genannten Maßnahmen wird
den zuständigen Behörden gemeldet. Das gleiche gilt für
die Mengen an Saccharose oder konzentriertem Trau­
benmost, die natürliche oder juristische Personen oder
Personenvereinigungen zur Ausübung ihres Berufes,
insbesondere Erzeuger, Abfüllbetriebe, Verarbeitungs­
betriebe sowie noch zu bestimmende Händler, zur glei­
chen Zeit und am gleichen Ort wie frische Weintrauben,
Traubenmost, teilweise gegorenen Traubenmost oder
nicht abgefüllten Wein besitzen. Die Meldung dieser
Mengen kann jedoch durch Eintragung in das Eingangs­
und Verwendungsregister ersetzt werden .

(2 ) Mit Ausnahme der in Artikel 34 Absatz 2 erster und
dritter Gedankenstrich genannten Maßnahmen dürfen
diese Maßnahmen, sofern keine Ausnahmeregelung
aufgrund außergewöhnlicher Witterungsbedingungen
getroffen wird, nur
— vor dem 1 . Januar in den Weinbauzonen C,
— vor dem 16 . März in den Weinbauzonen A und B

und nur für die Erzeugnisse, die aus der diesen Zeit­
punkten unmittelbar vorhergehenden Weinlese stam­
men, durchgeführt werden.

Jedoch können

— die Konzentrierung durch Anwendung von Kälte
das ganze Jahr hindurch vorgenommen werden,

— die in Artikel 34 Absatz 2 erster Gedankenstrich
genannten Maßnahmen nur vor dem 16 . Mai und
nur für die Erzeugnisse, die aus der diesem Zeit­
punkt unmittelbar vorhergehenden Weinlese stam­
men, durchgeführt werden,

— die in Artikel 34 Absatz 2 dritter Gedankenstrich
genannten Maßnahmen nur vor dem 16. Juni und
nur für die Erzeugnisse, die aus der diesem Zeit­
punkt unmittelbar vorhergehenden Weinlese stam­
men, durchgeführt werden.
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(3 ) Die Alkoholmengen in den zur Destillation gemäß
Absatz 2 gelieferten Erzeugnissen betragen höchstens
10 % der in den zu Wein verarbeiteten Erzeugnissen
von Natur aus enthaltenen Volumenteile an Alkohol .
Die Bewertung dieser Volumenteile erfolgt auf der
Grundlage eines natürlichen Mindestalkoholgehalts , der
für jedes Weinwirtschaftsjahr in den einzelnen Wein­
bauzonen pauschal festgelegt wird.

(4 ) Unter bestimmten Bedingungen ist eine Freistellung
von der in Absatz 2 erwähnten Verpflichtung zur Destil­
lation dadurch möglich ,

— daß der Weintrub, der Traubentrester oder gegebe­
nenfalls die entsprechende Menge Wein zur Herstel­
lung von Branntwein verwendet werden oder

— daß die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung unter
Aufsicht zurückgezogen werden .

(5 ) Von der Verpflichtung zur Destillation nach Absatz
2 sind die Erzeuger befreit, deren Rebflächen in der
Weinbauzone A oder dem in Deutschland gelegenen
Teil der Weinbauzone B liegen.

(6 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Bestimmungen über die
Destillation der betreffenden Erzeugnisse fest, insbe­
sondere

— den Preis, der je nach Alkoholgehalt für den zur
Destillation gelieferten Traubentrester, Weintrub
und gegebenenfalls Wein zu zahlen ist,

— die Kriterien für die Festsetzung der Beihilfe in einer
Weise, daß der Absatz der gewonnenen Erzeugnisse
möglich wird,

— den Teil der den Interventionsstellen entstehenden
Kosten, der vom Europäischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung
Garantie, finanziert wird,

— die Bedingungen, unter denen Absatz 4 in Anspruch
genommen werden kann.

Nach demselben Verfahren kann der Rat einige Erzeu­
gungsgebiete von der in Absatz 2 vorgesehenen Ver­
pflichtung freistellen .

(7 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
und insbesondere der in Absatz 3 erwähnte pauschal
festzusetzende natürliche Alkoholgehalt werden nach
dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt .

wicht der Pflichten zwischen den Gebieten der Gemein­
schaft unter Berücksichtigung der in Artikel 41 genann­
ten obligatorischen Destillation von Wein aus Tafel­
trauben gewährleisten.

Es kann beschlossen werden, den zusätzlichen Satz nach
Maßgabe. eines oder mehrerer def nachstehenden Krite­
rien nach Regionen zu differenzieren :

— Hektarertrag,

— Rebsorte,

— Weinfarbe oder Weinart,

— Alkoholgehalt .

(2 ) Die Erhöhung nach Absatz 1 gilt für alle Wein­
erzeuger, mit Ausnahme folgender Erzeuger :

— Erzeuger, deren Rebflächen in den italienischen
Teilen der Weinbauzonen C liegen ,

— Etzeuger von Qualitätsweinen b.A. , und zwar für
den Teil ihres Ertrages , dem diese Bezeichnung
zuerkannt werden kann,

— Erzeuger, die gemäß Artikel 39 Absätze 2 , 5 und 6
Unterabsatz 2 hiervon befreit sind.

(3 ) Der Ankaufspreis für Wein, der in Anwendung von
Absatz 1 zur Destillation geliefert wird, beträgt 50 %
des im gleichen Jahr wie dem Erntejahr in Kraft treten­
den Orientierungspreises für Tafelwein der Art A I.

Für das Weinwirtschaftsjahr 1978/79 wird er jedoch
auf 55 % des im vorstehenden Unterabsatz genannten
Orientierungspreises festgesetzt.

Der vom Destillationsbetrieb gezahlte Preis darf nicht
niedriger sein als der Ankaufspreis.

(4 ) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die allgemeinen Regeln für die
in Absatz 3 vorgesehene Destillation fest, und zwar
insbesondere

— die Bedingungen, unter denen die Destillation erfol­
gen kann,

— die Kriterien für die Festsetzung der Beihilfe in einer
Weise, daß der Absatz der gewonnenen Erzeugnisse
möglich wird.

(5 ) Der Beschluß zur Festsetzung des in Absatz 1 ge­
nannten zusätzlichen Satzes sowie die Durchführungs­
bestimmungen zu diesem Artikel werden nach dem
Verfahren des Artikels 67 erlassen .Artikel 40

( 1 ) Die in Artikel 39 Absatz 3 genannten Alkohol­
mengen können erhöht werden .

Der zusätzliche Satz darf höchstens 6 % betragen. Er
wird auf der Grundlage der Angaben der Vorbilanz vor
dem 16. Dezember eines jeden Jahres festgesetzt . Der
tatsächlich angewandte Satz muß jedoch das Gleichge­

Artikel 41

( 1 ) Abgesehen von Ausnahmen dürfen Weine aus Tafel­
trauben von Sorten, die nicht als Keltertrauben in der
Klassifizierung der Rebsorten für die Verwaltungsein­
heit, aus der sie stammen, aufgeführt sind, nur zur
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Lieferung an die Brennerei in den Verkehr gebracht
werden, wo sie zu destillieren sind.

(2 ) Der Ankaufspreis für Wein, der in Anwendung von
Absatz 1 zur Destillation geliefert wird, beträgt 50 %
des Orientierungspreises für Tafelweih der Art A I, der
im Erntejahr in Kraft tritt.

Für das Weinwirtschaftsjahr 1978/79 wird er jedoch
auf 55 % des im vorstehenden Unterabsatz genannten
Orientierungspreises festgesetzt.

Der vom Destillationsbetrieb gezahlte Preis darf nicht
niedriger sein als der Ankaufspreis.

(3 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die allgemeinen Regeln für die
in Absatz 1 vorgesehene Destillation, und zwar insbe­
sondere

— die Bedingungen, unter denen die Destillation erfol­
gen kann,

— die Kriterien für die Festsetzung der Beihilfe in einer
Weise, daß der Absatz der gewonnenen Erzeugnisse
möglich wird.

(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
und die Ausnahmen nach Absatz 1 werden nach dem
Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Nach dem gleichen Verfahren werden die Bedingungen
festgelegt, unter denen Absatz 1 auf die Sorten ange­
wendet wird, die in der Klassifizierung für die gleiche
Verwaltungseinheit gleichzeitig ab Keltertrauben und
als Tafeltrauben aufgeführt sind. Hierdurch wird
sichergestellt, daß die Weinmengen, die aus in der be­
treffenden Verwaltungseinheit geernteten und norma­
lerweise zur Weinbereitung verwendeten Trauben der
genannten Sorten bereitet worden sind, von den Ver­
pflichtungen gemäß Absatz 1 befreit werden.

Artikel 42

( 1 ) Außer bei den unter den Nummern 4, 12 und 21
des Anhangs II genannten Erzeugnissen ist der Zusatz
von Alkohol zu den Erzeugnissen des Artikels 1 Absatz
2 untersagt.

(2 ) Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission Ausnahmen zu Absatz 1 ,
insbesondere bei besonderen Verwendungszwecken oder
bei zur Ausfuhr bestimmten Erzeugnissen.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 43

( 1 ) Beim Verschnitt sind vorbehaltlich nachstehender
Absätze nur solche Erzeugnisse Tafelweine, die aus dem
Verschnitt von Tafelweinen untereinander und von
Tafelweinen mit zur Gewinnung von Tafelweinen ge­

eigneten Weinen gewonnen werden, sofern die betref­
fenden geeigneten Weine einen natürlichen Gesamt­
alkoholgehalt von höchstens 17 % Vol . haben.

(2 ) Unbeschadet des Artikels 48 Absatz 5 Unterabsatz 5
kann der Verschnitt eines zur Gewinnung von Tafelwein
geeigneten Weines

a) mit einem Tafelwein nur einen Tafelwein ergeben,
wenn die Maßnahme in der Weinbauzone erfolgt, in
der der zur Gewinnung von Tafelwein geeignete
Wein erzeugt wfirde ;

b) mit einem anderen zur Gewinnung von Tafelwein
geeigneten Wein nur dann einen Tafelwein ergeben,
wenn

— der zweite zur Gewinnung von Tafelwein geeig­
nete Wein aus derselben Weinbauzone stammt
und

— der Verschnitt in derselben Weinbauzone
erfolgt.

(3 ) Der Verschnitt eines zur Gewinnung von weißem
Tafelwein geeigneten Weines oder eines weißen Tafel­
weins mit einem zur Gewinnung von rotem Tafelwein
geeigneten Wein oder einem roten Tafelwein kann kei­
nen Tafelwein ergeben.

Diese Bestimmung schließt jedoch nicht aus, daß in be­
stimmten, noch festzulegenden Fällen zur Gewinnung
von weißem Tafelwein geeigneter Wein oder weißer
Tafelwein mit zur Gewinnung von rotem Tafelwein
geeignetem Wein oder mit rotem Tafelwein verschnitten
wird, sofern das gewonnene Erzeugnis die Merkmale
eines roten Tafelweins aufweist.

(4 ) Sofern der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission keine Ausnahmeregelung be­
schließt, sind der Verschnitt eines aus einem Drittland
stammenden Weines mit einem Wein aus der Gemein­
schaft ebenso wie der Verschnitt untereinander von aus
Dritdändern stammenden Weinen, die sich im Gebiet
der Gemeinschaft befinden, untersagt.

Die im vorstehenden Unterabsatz genannten Verschnitte
sind in den Freizonen zugelassen, sofern der sich hieraus
ergebende Wein für den Versand nach einem Drittland
bestimmt ist.

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission die Durchführungsbestimmungen zum
vorstehenden Unterabsatz und insbesondere die Be­
stimmungen zur Bezeichnung des betreffenden Weines
und die Bestimmungen fest, die es ermöglichen, jede
Verwechslung mit einem Wein der Gemeinschaft zu
verhindern.

(5 ) Wird in bestimmten Weinbaugebieten der Gemein­
schaft festgestellt, daß sich aus der Anwendung der
Absätze 1 bis 4 Schwierigkeiten ergeben, so können die
davon betroffenen Mitgliedstaaten die Kommission
befassen, die alle zweckdienlichen Maßnahmen trifft ;
diese Maßnahmen dürfen jedoch nicht zu einer Be­
schränkung der in diesem Artikel hinsichtlich des Ver­
schnitts festgelegten Vorschriften führen.
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(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, insbesondere die Bestimmungen über die Verwen­
dung von zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten
Weinen, werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren
des Artikels 67 festgelegt.

(4) Wenn es die Witterungsverhältnisse erforderlich
machen, kann beschlossen werden, daß die betreffenden
Mitgliedstaatep in bestimmten Weinbauzonen der
Gemeinschaft zulassen können, daß bei in ihrem
Hoheitsgebiet erzeugten Weinen der in diesem Artikel
genannte Gesamtgehalt an Schwefeldioxid von weniger
als 300 mg/l um höchstens 25 mg/l erhöht wird.

(5 ) Der Rat beschließt vor dem 1 . September 1981 mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission
über die mit dem Stand der wissenschaftlichen Kennt­
nisse und der Entwicklung der Technologie zu vereinba­
rende Verringerung der Höchstwerte für den Gesamt­
schwefeldioxidgehalt von Wein hinsichtlich der in den
Absätzen 1 und 2 genannten Höchstgrenzen . Zu diesem
Zweck wird die Kommission spätestens bis zum 1 . April
1981 einen Bericht hierüber zusammen mit geeigneten
Vorschlägen mit dem Ziel unterbreiten, den höchstzu­
lässigen Gesamtschwefeldioxidgehalt von Wein um
mindestens 25 mg/1 zu verringern, sofern die wissen­
schaftlichen Kenntnisse und die Entwicklung der Tech­
nologie dies erlauben .

(6 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, der Beschluß nach Absatz 4 sowie die Übergangs­
maßnahmen für Wein, der vor dem 1 . September 1978
erzeugt wurde, werden nach dem Verfahren des Artikels
67 erlassen.

Artikel 44

( 1 ) Unbeschadet strengerer Bestimmungen, die die
Mitgliedstaaten für Weine anwenden können, die in
ihrem Hoheitsgebiet erzeugt werden, darf der Gesamt­
schwefeldioxidgehalt der Weine, mit Ausnahme von
Schaumweinen und Likörweinen, zum Zeitpunkt des
Inverkehrbringens zum unmittelbaren menschlichen
Verbrauch folgende Werte nicht überschreiten :
a) 175 mg/l bei Rotwein,

b) 225 mg/l bei Weißwein und Rosewein.

(2 ) Abweichend von Absatz 1 Buchstaben a) und b)
wird die Höchstgrenze des Schwefeldioxidgehalts bei
Weinen, die einen in Invertzucker berechneten Restzuk­
kergehalt von 5 g/l oder mehr haben, erhöht auf:
a) 225 mg/l bei Rotwein und 275 mg/l bei Weißwein
und Rosewein,

b) 300 mg/1 bei Wein, für den nach den Gemein­
schaftsbestimmungen die Bezeichnung „Spätlese"
verwendet werden darf, und bei Qualitätsweißwein
b . A. , für den die kontrollierten Herkunftsbezeich­
nungen Bordeaux superieur, Graves de Vayres,
Côtes de Bordeaux St. Marcaire, Premieres Côtes de
Bordeaux, Ste Foy Bordeaux, Côtes de Bergerac mit
oder ohne den darauffolgenden Zusatz „Côtes de
Saussignac", Haut Montravel, Côtes de Montravel,
Rosette verwendet werden dürfen,

c) 350 mg/1 bei Wein, für den nach den Gemein­
schaftsbestimmungen die Bezeichnung „Auslese"
verwendet werden darf, und bei Weißwein, der nach
den rumänischen Rechtsvorschriften die Bezeich­
nung „vin superieur mit Herkunftsbezeichnung"
führt und für den die folgenden Bezeichnungen
verwendet werden dürfen : Murfatlar, Cotnari, Tir­
nave, Pietroasele, Valea Călugărească,

d) 400 mg/1 bei Wein, für den nach den Gemein­
schaftsbestimmungen die Bezeichnungen „Beeren­
auslese", „Ausbruch", „Ausbruchwein" und „Trok­
kenbeerenauslese" verwendet werden dürfen, sowie
bei Qualitätsweißwein b . A. , für den die kontrollier­
ten Herkunftsbezeichnungen Sauternes , Barsac,
Cadillac, Cerons, Loupiac, Sainte-Croix-du-Mont,
Monbazillac, Bonnezeaux, Quarts de Chaume,
Coteaux du Layon, Coteaux de l'Aubance, Graves
Superieures, Jurançon verwendet werden dürfen.

(3 ) Die Listen der in Absatz 2 Buchstaben b), c) und d)
genannten Weine können vom Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission geändert
werden.

Artikel 45

( 1 ) Der Gehalt an flüchtiger Säure darf folgende Werte
nicht überschreiten :

— 18 Milliäquivalent bei teilweise gegorenem
Traubenmost,

— 18 Milliäquivalent bei Weißwein und Rosewein,

— 20 Milliäquivalent bei Rotwein.

(2 ) Die in Absatz 1 genannten Gehalte gelten

— für Erzeugnisse aus in der Gemeinschaft geernteten
Weintrauben auf der Produktionsstufe und allen
Vermarktungsstufen,

— für teilweise gegorenen Traubenmost und Weine mit
Ursprung in Drittländern auf allen Stufen beim Ein­
tritt in das geographische Gebiet der Gemeinschaft.

(3 ) Ausnahmen von Absatz 1 können vorgesehen wer­
den für

a) bestimmte Qualitätsweine b . A. und bestimmte in
Anwendung von Artikel 54 Absatz 2 bezeichnete
Tafelweine, wenn diese
— einen Alterungsprozeß von mindestens zwei
Jahren durchgemacht haben oder

— nach besonderen Verfahren hergestellt wurden,

b ) Weine mit einem Gesamtalkoholgehalt von minde­
stens 13 % Vol .
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(4 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, insbesondere die Ausnahmen nach Absatz 3 , wer­
den nach dem Verfahren des Artikels ' 67 festgelegt.

Artikel 46

( 1 ) Bei den in Anhang II Nummern 1 bis 5 , 8 bis 11
und 13 definierten Erzeugnissen sowie bei den konzen­
trierten Traubenmosten und Schaumweinen gemäß den
Definitionen in Artikel 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 339/79 des Rates vom 5 . Februar 1979 zur Defini­
tion bestimmter aus Drittländern stammender Erzeug­
nisse der Nummern 20.07, 22.04 und 22.05 des Ge­
meinsamen Zolltarifs (*) sind nur die in dieser Verord­
nung, insbesondere in Anhang III oder in anderen
Gemeinschaftsvorschriften für Wein genannten önologi­
schen Verfahren und Behandlungen zulässig.

Die in Unterabsatz 1 genannten Verfahren und Behand­
lungen dürfen nur zur ordnungsgemäßen Weinherstel­
lung und/oder zur ordnungsgemäßen Haltbarmachung
der betreffenden Erzeugnisse verwendet werden; insbe­
sondere ist es untersagt,
— Tafelweine untereinander oder

— zur Gewinnung von Tafelwein geeignete Weine
untereinander oder mit Tafelwein oder

— Qualitätsweine b.A. untereinander oder

— eingeführte Weine untereinander

zu mischen oder zu verschneiden, wenn einer der Be­
standteile nicht dieser Verordnung oder den in Anwen­
dung dieser Verordnung erlassenen Bestimmungen ent­
spricht.

Die Reinheits- und Identitätskriterien für die im Anhang
III genannten önologischen Stoffe sind die durch die
einschlägigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
festgelegten Kriterien oder, falls solche nicht bestehen,
die den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften genügenden
Kriterien.

(2) In Abweichung von Absatz 1 Unterabsatz 1 können
die Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang III ge­
nannten önologischen Verfahren und Behandlungen
strengere Vorschriften anwenden, die die Beibehaltung
der wesentlichen Merkmale für Qualitätsweine b.A.
und für die gemäß Artikel 54 Absatz 2 bezeichneten
Tafelweine, die in ihrem Hoheitsgebiet erzeugt werden,
gewährleisten sollen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in
Anwendung von Unterabsatz 1 erlassenen Bestimmun­
gen mit.

Die Kommission trifft die geeigneten Maßnahmen, um
die übrigen Mitgliedstaaten über diese Bestimmungen zu
unterrichten.

(3 ) Das in Anhang III Nummer 2 Buchstabe t) bezeich­
nete önocyanin darf nur bis zum 31 . August 1980 und
nur von den Erzeugern und lediglich bei Rotweinen und
in Weinanbaugebieten, in denen dieser Stoff herkömm­
licherweise oder ausnahmsweise nach den am 1 . Juni
1970 gültigen Rechtsvorschriften verwendet wird, für
die Korrektur der Farbe verwendet werden.

Die Verwendung von Natriumkationen-Austauschhar­
zen und nach Anhang III Nummer 2 Buchstabe u) zur
Vermeidung des Ausfällens des überschüssigen Kalziums
beim Inverkehrbringen von Wein ist in den Mitglied­
staaten, in denen dieses Verfahren am 1 . Sepember 1977
zulässig war, bis zum 31 . August 1980 gestattet, sofern
die gewonnenen Erzeugnisse diese Mitgliedstaaten nicht
verlassen.

Die Verwendung von Silberchlorid gemäß Anhang III
Nummer 2 Buchstabe w) zur Beseitigung eines ge­
schmacklichen oder geruchlichen Mangels des Weines
ist in den Mitgliedstaaten , in denen dieses Verfahren am
1 . September 1977 zulässig war, bis zum 31 . August
1979 gestattet, sofern die gewonnenen Erzeugnisse diese
Mitgliedstaaten nicht verlassen .

Die Mitgliedstaaten können die Verwendung von Kup­
fersulfat nach Anhang III Nummer 2 Buchstabe x ) zur
Beseitigung eines geschmacklichen oder geruchlichen
Mangels des Weines in den Anbaugebieten gestatten, in
denen Kupfersulfat nicht zur Behandlung der Reben
verwandt worden ist.

Die Verwendung von Silberchlorid und Kupfersulfat bei
ein und demselben Wein ist untersagt.

Bei den in Anhang III Nummer 2 Buchstabe p) aufge­
führten Behandlungen können die Mitgliedstaaten be­
schließen, daß bei allen in ihrem Gebiet erzeugten
Rotweinen anstatt Kaliumhexäcyanoferrat Calciumphy­
tat verwendet wird.

(4 ) Sofern der Rat nicht mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission Abweichungen beschließt,
ist der Zusatz von Wasser bei den unter Artikel 1 fal­
lenden Erzeugnissen verboten . Jedoch ist die Auflösung
bestimmter önologischer Stoffe in Wasser «ulässig, sofern
dies für ihre Anwendung unbedingt notwendig ist .

( 5 ) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission bei den in Absatz > 1 genannten
Erzeugnissen die Anwendung der in Anhang III aufge­
führten önologischen Verfahren oder Behandlungen
einschränken oder untersagen .

(6 ) Nach dem Verfahren des Artikels 67 wird folgendes
festgelegt :
— die Einzelheiten betreffend die Vergleichbarkeit be­

stimmter in Drittländern angewandter önologischer
Verfahren und Behandlungen mit denjenigen des
Anhangs III,

— die sonstigen Durchführungsbestimmungen zu die­
sem Artikel .f 1 ) Siehe Seite 57 dieses Amtsblatts .
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Artikel 47

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat kann für einen Zeitraum von
höchstens drei Jahren zu Versuchszwecken bestimmte,
in dieser Verordnung nicht vorgesehene önologische
Verfahren oder Behandlungen zulassen, vorausgesetzt,
daß

— diese Verfahren oder Behandlungen nicht ein Volu­
men von mehr als 50 000 hl je Jahr und Versuch
betreffen,

— die gewonnenen Erzeugnisse nicht in Gebiete außer­
halb des Mitgliedstaats versandt werden, in dessen
Hoheitsgebiet der Versuch stattgefunden hat.

(2) Vor Ablauf des in Absatz 1 genannten Zeitraums
richtet der betreffende Mitgliedstaat an die Kommission
eine Mitteilung über den zugelassenen Versuch. Die
Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
über das Ergebnis des Versuchs . Der betreffende Mit­
gliedstaat kann gegebenenfalls entsprechend diesem
Ergebnis an die Kommission einen Antrag auf Fortset­
zung dieses Versuchs für eine weitere Dauer von höch­
stens drei Jahren richten, und zwar gegebenenfalls für
ein größeres Volumen als beim ersten Versuch . Der
Mitgliedstaat fügt seinem Antrag entsprechende Unter­
lagen bei .

(3 ) Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren
des Artikels 67 über den in Absatz 2 genannten Antrag ;
sie kann gleichzeitig beschließen, daß der Versuch unter
den gleichen Bedingungen in anderen Mitgliedstaaten
fortgesetzt werden kann.

(4) Am Ende des in Absatz 1 und gegebenenfalls des in
Absatz 2 genannten Zeitraums kann die Kommission,
nachdem sie alle Auskünfte über den betreffenden Ver­
such eingeholt hat, dem Rat einen Vorschlag zur end­
gültigen Zulassung des bei dem betreffenden Versuch
angewandten önologischen Verfahrens oder der önolo­
gischen Behandlung unterbreiten. In diesem Fall be­
schließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit.

( 5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden im Bedarfsfall nach dem Verfahren des Artikels
67 festgelegt.

( 3 ) a) Abgesehen von Flaschenweinen, für die nachge­
wiesen werden kann, daß die Abfüllung vor dem
1 . September 1971 erfolgte, darf anderer Wein
als Qualitätswein b.A. , der von den in Artikel
49 genannten Rebsorten stammt, jedoch nicht
den Definitionen nach den Nummern 10 bis 16
des Anhangs II entspricht, nur für die Selbstver­
sorgung der Familie des Weinbauern, zur Erzeu­
gung von Weinessig oder zur Destillation ver­
wendet werden.

In Jahren mit ungünstigen Witterungsverhältnis­
sen kann jedoch beschlossen werden", daß Er­
zeugnisse aus den Weinbauzonen A und B, die
nicht den für die betreffende Weinbauzone fest­
gesetzten natürlichen Mindestalkoholgehalt
besitzen, in der Gemeinschaft zur Herstellung
von Schaumwein und von Schaumwein mit
zugesetzter Kohlensäure, sofern diese Weine
einen vorhandenen Alkoholgehalt von minde­
stens 8,5 % Vol. erreichen oder zur Herstellung
von Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure ver­
wendet werden. In diesem Fall darf die Anrei­
cherung in den Grenzen des Artikels 32 Absatz
2 erfolgen.

b ) Sofern der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission keine Ausnahme­
regelung beschließt, dürfen
— frische Weintrauben,
—- Traubenmost,
— teilweise gegorener Traubenmost,
— Jungwein und
— Wein

von nicht in der Klassifizierung enthaltenen
Rebsorten nur für die Essigindustrie oder zur
Destillation in den Verkehr gebracht werden.
Diese Erzeugnisse dürfen ferner für die Selbst­
versorgung der Familie des Weinbauern ver­
wendet werden .

(4 ) Aus Trauben von Rebpflanzungen, die entgegen den
gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Bestimmungen
über Neu- oder Wiederanpflanzungen vorgenommen
worden sind, darf kein Tafelwein erzeugt werden. Er­
zeugnisse aus diesen Trauben dürfen nur zur Destilla­
tion in Verkehr gebracht werden. Aus ihnen darf jedoch
nur Alkohol mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von
höchstens 80 % Vol. hergestellt werden.

(5 ) Unbeschadet strengerer Bestimmungen, die die
Mitgliedstaaten für die Herstellung von nicht unter die
Tarifnummer 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs fallen­
den Erzeugnissen in ihrem Hoheitsgebiet anwenden
können, darf mit Alkohol stummgemachter Most aus
frischen Weintrauben nur für die Herstellung dieser
Erzeugnisse verwendet werden .

Traubensaft und konzentrierter Traubensaft mit Ur­
sprung in der Gemeinschaft dürfen weder zu Wein ver­

Artikel 48

( 1 ) Der Name Tafelwein ist dem in Anhang II unter der
Nummer 1 1 definierten Wein vorbehalten.

(2 ) Von den Erzeugnissen der Nummer 22.05 des
Gemeinsamen Zolltarifs dürfen nur Likörwein,
Schaumwein, Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure,
Perlwein, Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure, Quali­
tätswein b.A. und gegebenenfalls in Abweichung von
Artikel 51 Absatz 1 unter Artikel 50 Absätze 1 und 2
fallender Wein sowie Tafelwein in der Gemeinschaft
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch angeboten
oder abgegeben werden.
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— Tafelwein,

— Qualitätswein b . A. ,
— Likörwein

verwendet werden.

(2 ) Weintrauben aus Parzellen, die mit Rebsorten be­
pflanzt sind, welche als vorübergehend zugelassene
Sorten klassifiziert sind, gelten jedoch auch als zur Her­
stellung der in Absatz 1 aufgeführten Erzeugnisse mit
Ausnahme des Qualitätsweins b.A. geeignet,

a) — wenn es sich um aus interspezifischen Kreuzun­
gen hervorgegangene Rebsorten (Direktträger­
hybriden) handelt, und zwar bis zum 31 . De­
zember 1979 ;

— wenn es sich um andere Rebsorten handelt,
sofern sie vor dem 31 . Dezember 1976 als vor­
übergehend zugelassen qualifiziert worden sind,
und zwar bis zum 31 . Dezember 1983 ;

b) wenn die betreffende Rebsorte nach dem 31 . De­
zember 1976 als vorübergehend zugelassen klassifi­
ziert worden ist, und zwar vom Tag der entspre­
chenden Klassifizierung dieser Rebsorte an für 15
Jahre.

arbeitet noch Wein zugesetzt werden. Diese Erzeugnisse
werden in bezug auf ihre Verwendung kontrolliert.

Das Einleiten einer alkoholischen Gärung ist bei diesen
Erzeugnissen im geographischen Gebiet der Gemein­
schaft untersagt.

Diese Bestimmung gilt nicht für Erzeugnisse, aus denen
im Vereinigten Königreich und in Irland Erzeugnisse der
Tarifnummer 22.07 des Gemeinsamen Zolltaris herge­
stellt werden sollen, für die gemäß Artikel 54 Absatz 1
Unterabsatz 1 die Verwendung einer das Wort „Wein"
enthaltenden zusammengesetzten Bezeichnung von den
Mitgliedstaaten zugelassen werden kann.

Zur Gewinnung von Tafelwein geeignete Weine, die den
vorhandenen Mindestalkoholgehalt für Tafelwein nicht
erreichen, dürfen nur für die Herstellung von Schaum­
wein für - die Essigindustrie, zur Destillation und zu
anderen gewerblichen Zwecken in den Verkehr gebracht
werden. Die Anreicherung dieser Weine und ihr Ver­
schneiden mit Tafelwein zwecks Anhebung des vorhan­
denen Alkoholgehalts auf die für Tafelwein vorge­
schriebene Höhe dürfen nur in den Anlagen oder für
Rechnung des Weinbereitungsbetriebs vorgenommen
werden .

Aus Weintrub und Traubentrester mit Ursprung in der
Gemeinschaft darf weder Wein noch irgendein Getränk
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch mit Aus­
nahme von Alkohol, Branntwein oder Tresterwein her­
gestellt werden.

Tresterwein darf — sofern seine Herstellung vom be­
treffenden Mitgliedstaat zugelassen wird — nur zur
Destillation oder für die Selbstversorgung der Familie
des Weinbauern verwendet werden.

Brennwein darf nur zur Destillation verwendet werden .

(6 ) Die in Absatz 3 Buchstabe a) Unterabsätze 1 und 2
vorgesehenen Ausnahmen sowie die Durchführungsbe­
stimmungen zu diesem Artikel werden nach dem Ver­
fahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 50

( 1 ) Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a ) und b)
genannten Erzeugnisse dürfen nur eingeführt werden, •
wenn folgende Bedingungen erfüllt sind :
a) für alle vorgenannten Erzeugnisse :
— sofern sie den Bestimmungen für die Erzeugung,

die Vermarktung und gegebenenfalls für die
Abgabe zum direkten menschlichen Verbrauch
in dem Ursprungsdrittland entsprechen; der
Nachweis darüber, daß diese Bedingung erfüllt
ist, wird durch eine Bescheinigung einer in
einem noch zu erlassenden Verzeichnis aufge­
führten Einrichtung des Ursprungsdrittlandes
erbracht;

— sofern sie, wenn sie für den direkten menschli­
chen Verbrauch bestimmt sind, zusammen mit
einem Analysebulletin einer vom Ursprungsland
benannten Einrichtung oder Dienststelle in den
Verkehr gebracht werden ;

b ) für die zum direkten menschlichen Verbrauch be­
stimmten Weine außer Likörweine und Schaum­
weine :

— sofern sie einen vorhandenen Alkoholgehalt von
mindestens 9 % Vol. und einen Gesamtalkohol­
gehalt von höchstens 15 % Vol . haben ;

— sofern sie einen Gesamtsäuregehalt, ausgedrückt
in Weinsäure, von mindestens 4,5 Gramm pro
Liter, d. h. von 60 Milliäquivalent pro Liter
haben und

Artikel 49

( 1 ) Sofern der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission keine Ausnahmeregelung be­
schließt, dürfen nur die in Artikel 30 erwähnten emp­
fohlenen oder zugelassenen Rebsorten sowie daraus
gewonnene Erzeugnisse in der Gemeinschaft zur Her­
stellung von

— mit Alkohol stummgemachtem Traubenmost,
— konzentriertem Traubenmost,

— zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem Wein,



5 . 3 . 79 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 54/25

— sofern sie einen Gehalt an flüchtiger Säure von
weniger als 19 Milliäquivalent pro Liter haben.

(2 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die allgemeinen Regeln zur
Anwendung von Absatz 1 .

Nach dem gleichen Verfahren kann vorgesehen werden,
daß

a) bestimmte Weine mit Ursprung in Drittländern im
Sinne von Absatz 1 Buchstabe b), die mit einer
geographischen Angabe bezeichnet sind, zum unmit­
telbaren menschlichen Verbrauch abgegeben werden
dürfen, wenn ihr vorhandener Alkoholgehalt minde­
stens 8,5 % Vol. erreicht oder ihr gesamter Alkohol­
gehalt ohne jede Anreicherung 15 % Vol . über­
schreitet ;

b ) bestimmte in Absatz 1 genannte Erzeugnisse, die in
begrenzten Mengen befördert und in kleinen Behält­
nissen verpackt sind, von der Vorlage der Bescheini­
gung und des Analysebulletins im Sinne von Absatz
1 Buchstabe a) freigestellt werden;

c) bestimmte Weine mit einer Bescheinigung über die
Ursprungsbezeichnung oder mit einem Ursprungs­
zeugnis von der Angabe aller oder eines Teils der
Daten, die in der Bescheinigung und dem Analyse­
bulletin im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a) vorge­
sehen sind, freigestellt werden.

(3 ) Frische Weintrauben, Traubenmost, teilweise gego­
rener Traubenmost, konzentrierter Traubenmost, mit
Alkohol stummgemachter Traubenmost, Traubensaft
und konzentrierter Traubensaft, mit Ursprung in Dritt­
ländern, die sich im Gebiet der Gemeinschaft befinden,
können nicht zur Weinbereitung verwendet oder Wein
zugesetzt werden, es sei denn, der Rat beschließt mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission
eine Ausnahmeregelung.

Diese Verfahren sind jedoch in den Freizonen zulässig,
sofern der auf diese Weise gewonnene Wein zum Ver­
sand nach einem Drittland bestimmt ist.

Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission die Bestimmungen zur Durchführung
des vorhergehenden Unterabsatzes und insbesondere die
Bestimmungen über die Bezeichnung des betreffenden
Weines, sowie diejenigen Bestimmungen, die es ermögli­
chen, jede Verwechslung mit einem Wein der Gemein­
schaft zu verhindern.

Unbeschadet des Unterabsatzes 2 ist die Einleitung einer
alkoholischen Gärung bei den in Unterabsatz 1 genann­
ten Erzeugnissen im geographischen Gebiet der Gemein­
schaft untersagt. Diese Bestimmung gilt nicht für Er­
zeugnisse, aus denen im Vereinigten Königreich und in
Irland Ereugnisse der Tarifnummer 22.07 des Gemein­
samen Zolltarifs hergestellt werden sollen, für die
gemäß Artikel 54 Absatz 1 Unterabsatz 1 die Verwen­
dung einer das Wort „Wein" enthaltenden zusammen­
gesetzten Bezeichnung von den Mitgliedstaaten zugelas­
sen werden kann.

Unbeschadet strengerer Bestimmungen, die die Mit­
gliedstaaten für die Herstellung von nicht unter die
Tarifnummer 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs fallen­
den Erzeugnissen in ihrem Hoheitsgebiet anwenden
können, darf eingeführter, mit Alkohol stummgemachter
Most aus frischen Weintrauben nur für die Herstellung
dieser Erzeugnisse verwendet werden.

Aus eingeführtem Weintrub, eingeführtem Traubentre­
ster, eingeführtem Tresterwein und eingeführtem
Brennwein darf weder Wein noch irgendein Getränk
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch hergestellt
werden; aus eingeführtem Brennwein darf jedoch
Branntwein hergestellt werden.

(4 ) Die in Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten Erzeug­
nisse werden in bezug auf ihre Bestimmung kontrolliert.
Der obligatorische Zusatz eines Indikators zu eingeführ­
tem Traubenmost, eingeführtem teilweise gegorenem
Traubenmost, eingeführtem konzentriertem Trauben­
most, eingeführtem mit Alkohol stummgemachtem
Traubenmost sowie eingeführtem Traubensaft, auch
konzentriert, kann beschlossen werden .

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 5 1

( 1 ) Abgesehen von Ausnahmeregelungen, die der Rat
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr­
heit beschließt, dürfen eingeführte oder nicht einge­
führte Erzeugnisse der Tarifnummer 22.05 des Gemein­
samen Zolltarifs, die Gegenstand von önologischen
Verfahen waren, die in den Gemeinschaftsverordnungen
oder — sofern diese nicht bestehen — in den einzel­
staatlichen Vorschriften nicht zugelassen sind oder den
Vorschriften dieser Verordnung oder den zu ihrer
Durchführung erlassenen Vorschriften nicht entspre­
chen, nicht zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch
angeboten oder abgegeben werden.

Das gleiche gilt für die

— in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a), b ) und c) ge­
nannten Erzeugnisse, die nicht von gesunder oder
handelsüblicher Beschaffenheit sind,

— in Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeugnisse, die
nicht den Definitionen entsprechen, die in Anhang II
dieser Verordnung enthalten oder in Durchführung
dieser Verordnung festgelegt sind.

(2 ) Die Bedingungen für die Lagerung und den Ver­
kehr, die Verwendung der in Absatz 1 genannten Er­
zeugnisse und die Kriterien, die es in Einzelfällen er­
möglichen, eine übermäßige Härte zu vermeiden, sowie
die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 52

( 1 ) Eingeführtem, zum unmittelbaren menschlichen
Verbrauch bestimmtem Wein, der mit einer geographi­
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sehen Angabe bezeichnet ist, kann für seine Vermark­
tung in der Gemeinschaft unter der Voraussetzung der
Gegenseitigkeit Kontrolle und Schutz, wie in Artikel 17

- der Verordnung (EWG) Nr. 338/79 für Qualitätswein
b.A. vorgesehen, zugestanden werden.

(2 ) Die Bestimmungen des Absatzes 1 werden durch
Ubereinkünfte mit den interessierten Drittländern, die
nach dem in Artikel 113 des Vertrages vorgesehenen
Verfahren ausgehandelt und geschlossen werden, in
Kraft gesetzt.

( 3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Weinbaugebiete gewonnen werden, jedoch zulässig,
wenn mindestens 85 % des aus dem Verschnitt hervor­
gegangenen Tafelweins aus dem Weinbaugebiet stammt;
dessen Namen er trägt.

Die Verwendung einer geographischen Angabe für ein
in der Weinbauzone A oder der Weinbauzone B gelege­
nes Weinbaugebiet zur Bezeichnung von weißem Tafel­
wein ist jedoch nur zulässig, wenn die Erzeugnisse,
welche den Verschnittwein bilden, aus der betreffenden
Weinbauzone stammen oder wenn der betreffende Wein
durch Verschnitt von Tafelwein der Weinbauzone A mit
Tafelwein der Weinbauzone B gewonnen wird.

(4 ) Jeder Mitgliedstaat trägt für die Kontrolle und den
Schutz der in Anwendung des Absatzes 2 bezeichneten
Tafelweine Sorge.

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 53

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse dürfen in­
nerhalb der Gemeinschaft nur mit einem von der Ver­
waltung kontrollierten Begleitdokument in den Verkehr
gebracht werden.

(2 ) Alle natürlichen oder juristischen Personen und
Personenvereinigungen, die in Ausübung ihres Berufs
Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 besitzen, insbeson­
dere die Erzeuger, Abfüllbetriebe, Verarbeitungsbetriebe
sowie die noch zu bestimmenden Händler sind ver­
pflichtet, über die Ein- und Ausgänge der genannten
Erzeugnisse Buch zu führen.

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel, insbesondere Art und Muster des in Absatz 1 ge­
nannten Dokuments, sowie die Ausnahmen zu diesem
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 67
festgelegt.

TITEL V

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 55

Zum freien Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft
werden diejenigen der in Artikel 1 genannten Waren
nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder Gewinnung
Erzeugnisse verwendet worden sind^welche nicht unter
Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 1 des Vertra­
ges fallen .

Artikel 56

Wird auf dem Weinmarkt der Gemeinschaft festgestellt,
daß die Preise den für eine Weinart festgesetzten Orien­
tierungspreis erheblich überschreiten, und ist damit zu
rechnen, daß diese Lage andauert und dadurch Markt­
störungen auftreten oder aufzutreten drohen, so können
die erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden.

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit qualifi­
zierter Mehrheit die Grundregeln für die Anwendung
dieses Artikels fest.

Artikel 54

( 1 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission erforderlichenfalls die Regeln
für die Bezeichnung und Aufmachung der in Artikel 1
genannten Erzeugnisse.

Bis zum Beginn der Anwendung der in Unterabsatz 1
genannten Regeln gelten auf diesem Gebiet die von den
Mitgliedstaaten erlassenen Regeln.

(2 ) Die Mitgliedstaaten können die Verwendung einer
geographischen Angabe zur Bezeichnung eines Tafel­
weins insbesondere von der Bedingung abhängig ma­
chen, daß der betreffende Wein vollständig aus be­
stimmten ausdrücklich bezeichneten Rebsorten gewon­
nen wird und ausschließlich aus dem genau abgegrenz­
ten Gebiet, dessen Namen er trägt, stammt.

(3 ) Unbeschadet der ergänzenden Vorschriften, die
noch in bezug auf die Bezeichnung der Erzeugnisse zu
erlassen sind, ist die Verwendung einer geographischen
Angabe zur Bezeichnung der Tafelweine, die durch
Verschnitt von Wein aus Weintrauben verschiedener

Artikel 57

( 1 ) Soweit dies für die Stützung des Marktes für Tafel­
wein erforderlich ist, können für die in Artikel 1 Absatz
2 Buchstabe b) genannten Erzeugnisse, mit Ausnahme
von Tafelwein, Interventionsmaßnahmen getroffen
werden.

(2 ) Der Rat trifft diese Maßnahmen mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission.

\
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(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden erforderlichenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 67 festgelegt.

Artikel 62

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit quali­
fizierter Mehrheit abweichende Maßnahmen beschlie­
ßen, die zur Behebung einer durch Naturkatastrophen
entstandenen außergewöhnlichen Lage erforderlich sind.

Artikel 58

( 1 ) Führt der Umfang der in der Gemeinschaft verfüg­
baren Weinmengen zuzüglich der Einfuhren von Wein
aus Algerien, Marokko und Tunesien zu Störungen auf
dem Gemeinschaftsmarkt, so wird eine den Erzeuger­
vereinigungen vorbehaltene Sonderdestillation von
Tafelweinen vorgenommen.

Diese Destillation erfolgt zu einem Preis, der eine Ent­
schädigung der Erzeuger gewährleistet.

(2 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Grundregeln für die Anwen­
dung dieses Artikels .

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen sowie insbeson­
dere der Beschluß über die Sonderdestillation werden
nach dem Verfahren des Artikels 67 erlassen.

Artikel 63

( 1 ) Die für die Durchführung der Bestimmungen der
Anhänge I, II und III erforderlichen Einzelheiten, insbe­
sondere betreffend die Anbauflächen nach Anhang II
Nummer 11 , werden nach dem Verfahren des Artikels
67 festgelegt.

(2 ) Nach demselben Verfahren wird folgendes be­
stimmt :

a ) die Analysemethoden, nach denen die Bestandteile
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse festgestellt
werden können, sowie die Verfahren, die Auskunft
darüber geben können, ob diese Erzeugnisse nicht
zugelassenen önologischen Verfahren unterworfen
worden sind ;

b ) erforderlichenfalls die Grenzwerte der für die An­
wendung bestimmter önologischer Verfahren cha­
rakteristischen Bestandteile und Tabellen zur Ge­
genüberstellung der analytischen Daten.

(3 ) Sind keine gemeinschaftlichen Analysemethoden
oder Verfahren im Sinne des Absatzes 2 vorgesehen, so
sind folgende Methoden anzuwenden :
a) die Methoden des Anhangs A des Internationalen

Übereinkommens vom 13 . Oktober 1954 zur Ver­
einheitlichung der Methoden zur Untersuchung und
Beurteilung von Wein

b ) oder, wenn in diesem Anhang keine Methoden vor­
gesehen sind, die im betreffenden Mitgliedstaat übli­
cherweise angewandten Methoden.

Artikel 59

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser
Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Vertrages auf
die Erzeugung der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
und den Handel mit diesen Erzeugnissen anwendbar.

Artikel 60

Um zu verhindern, daß der Weinmarkt durch eine
Änderung des Preisniveaus beim Übergang von einem
Weihwirtschaftsjahr zum anderen gestört wird, können
die erforderlichen Bestimmungen nach dem Verfahren
des Artikels 67 festgelegt werden .

Artikel 61

Übergangsmaßnahmen, die das Inverkehrbringen von
vor dem 1 . September 1976 gewonnenem Tafelwein
gestatten, welcher der vor diesem Zeitpunkt geltenden
Definition unter Nummer 11 des Anhangs II und nicht
der nach diesem Zeitpunkt anwendbaren Definition
entspricht, können nach dem Verfahren des Artikels 67
festgelegt werden.

Die Übergangsmaßnahmen, die erforderlich sind, um
den Übergang zu der in den Artikeln 45 , 46 und 47
sowie in Anhang Iii festgelegten Regelung zu erleich­
tern, insbesondere in bezug auf die eingeführten oder
nicht eingeführten Erzeugnisse nach Artikel 1 aus der
Ernte 1977 und aus früheren Ernten, werden nach dem
gleichen Verfahren festgelegt.

Artikel 64

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maß­
nahmen, um die Einhaltung der Gemeinschaftsvorschrif­
ten auf dem Weinsektor zu gewährleisten . Sie bestim­
men eine oder mehrere Stellen, denen die Kontrolle der
Einhaltung dieser Vorschriften obliegt.

Sie übermitteln der Kommission Namen und Anschrift

— der in Unterabsatz 1 genannten Stellen und

— der zur Durchführung amtlicher Analysen auf dem
Weinsektor befugten Laboratorien .

Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaa­
ten entsprechend.
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(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß
nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb einer Frist, die
der Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu
prüfenden Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stel­
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von einundvier­
zig Stimmen zustande .

Falls die Verordnung (EWG) Nr. 283 /72 des Rates vom
7. Februar 1972 betreffend die Unregelmäßigkeiten und
die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge im
Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli­
tik sowie die Einrichtung eines einschlägigen Informa­
tionssystems i 1 ) nicht anwendbar ist, ermöglichen es die
Mitgliedstaaten den von ihnen bestimmten Stellen,
unmittelbare Beziehungen zu den betreffenden Stellen
der anderen Mitgliedstaaten zu unterhalten, damit
durch Informationsaustausch jeder Verstoß gegen die in
Unterabsatz 1 genannten Bestimmungen leichter verhü­
tet oder aufgedeckt werden kann.

(2 ) Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor­
schlag der Kommission die Maßnahmen, die erforder­
lich sind, um eine einheitliche Anwendung der Gemein­
schaftsvorschriften auf dem Weinsektor und insbeson­
dere der Kontrollbestimmungen zu gewährleisten .

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 1
Unterabsatz 2 und zu Absatz 2 werden nach dem Ver­
fahren des Artikels 67 festgelegt.

(3 ) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maßnahmen
nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so werden sie
dem Rat von der Kommission alsbald mitgeteilt ; in
diesem Fall kann die Kommission die Anwendung der
von ihr beschlossenen Maßnahmen binnen einer Frist
von höchstens einem Monat nach dieser Mitteilung
aufschieben.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen einer
Frist von einem Monat anders entscheiden.

Artikel 68

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die ihm
der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des Ver­
treters eines Mitgliedstaats vorlegt.

Artikel 65

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung
erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten der Mit­
teilung und der Bekanntgabe dieser Angaben werden
nach dem Verfahren des Artikels 67 festgelegt.

Artikel 69

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zugleich
den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages genann­
ten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu tragen.

Artikel 66

( 1 ) Es wird ein Verwaltungsausschuß für Wein — im
folgenden „Ausschuß" genannt — aus Vertretern der
Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz eines Vertreters der
Kommission eingesetzt.

(2 ) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der Mit­
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages
gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

Artikel 70

( 1 ) Die Verordnung Nr. 24 des Rates über die schritt­
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation
für Wein (2), zuletzt geändert durch den Beschluß des
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 1 . Januar
1973 zur Anpassung der Akte über den Beitritt der
neuen Mitgliedstaaten zur Europäischen Gemein­
schaft (3 ), die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates
vom 28 . April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor­
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (4), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3065/78 ( s ), und die Verordnung (EWG) Nr.
2506/75 des Rates vom 29 . September 1975 zur Festle­

Artikel 67

( 1 ) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren
Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende entweder
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit­
gliedstaats den Ausschuß.

( 2) ABl . Nr. 30 vom 20 . 4 . 1962, S. 989/62.
(3 ) ABl . Nr. L 2 vom 1 . 1 . 1973 , S. 1 .
(4) ABl. Nr. L 99 vom 5 . 5 . 1970, S. 1 .
( 5) ABl. Nr. L 366 vom 28 . 12. 1978 , S. 9 .(^ ABl. Nr. L 36 vom 10. 2 . 1972, S. 1 .
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Die Verweisungen und Bezugnahmen auf die Artikel der
aufgehobenen Verordnungen sind der Übereinstim­
mungstabelle in Anhang VII zu entnehmen.

gung besonderer Vorschriften für die Einfuhr von Er­
zeugnissen des Weinsektors mit Ursprung in bestimmten
Drittländern ( 1 ), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1166/76 (2 ), werden aufgehoben.

(2 ) Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgehobenen
Verordnungen gelten als Verweisungen auf die vorlie­
gende Verordnung.

Artikel 71

Diese Verordnung tritt am 2 . April 1979 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mit­
gliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 5 . Februar 1979 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. MEHAIGNERIE

0) ABl . Nr. L 256 vom 2. 10. 1975 , S. 2 .
(2) ABl. Nr. L 135 vom 24. 5 . 1976 , S. 41 .
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ANHANG I

ALKOHOLGEHALTE

1 . Vorhandener Alkoholgehalt (in % Vol.): die Volumeneinheiten reinen Alkohols , die bei einer Tem­
peratur von 20 °C in 100 Volumeneinheiten des Erzeugnisses enthalten sind.

2 . Potentieller Alkoholgehalt (in % Vol.): die Volumeneinheiten reinen Alkohols bei einer Temperatur
von 20 °C, die durch vollständiges Vergären des in 100 Volumeneinheiten des Erzeugnisses enthal­
tenen Zuckers gebildet werden können.

3 . Gesamtalkoholgehalt (in % Vol.): die Summe des vorhandenen und des potentiellen Alkoholgehalts .

4 . Natürlicher Alkoholgehalt (in % Vol.): der Gesamtalkoholgehalt des betreffenden Erzeugnisses vor
jeglicher Anreicherung.

5 . Vorhandener Alkoholgehalt (in % mas): die Masseneinheiten reinen Alkohols , die in 100 Massen­
einheiten des Erzeugnisses enthalten sind.

6 . Potentieller Alkoholgehalt (in % mas): die Masseneinheiten reinen Alkohols , die durch vollständiges
Vergären des in 100 Masseneinheiten des Erzeugnisses enthaltenen Zuckers gebildet werden kön­
nen.

7 . Gesamtalkoholgehalt (in % mas): die Summe des vorhandenen und des potentiellen Alkoholgehalts .
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ANHANG II

IN ARTIKEL 1 ABSATZ 4 BUCHSTABE b) GENANNTE DEFINITIONEN

1 . Frische Weintrauben: die bei der Weinbereitung verwendete reife oder leicht eingetrocknete Frucht
der Weinrebe, die mit den üblichen kellerwirtschaftlichen Verfahren eingemaischt oder gekeltert
werden kann und die spontan alkoholisch gären kann .

2 . Traubenmost : Das aus frischen Weintrauben auf natürlichem Wege oder durch physikalische Ver­
fahren gewonnene flüssige Erzeugnis mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von höchstens
1 % Vol .

3 . Teilweise gegorener Traubenmost : Das durch die Gärung von Traubenmost gewonnene Erzeugnis
mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 1 % Vol . und Von weniger als drei Fünfteln
seines Gesamtalkoholgehalts ; bestimmte Qualitätsweine b. A. mit einem vorhandenen Alkoholge­
halt von weniger als drei Fünfteln ihres Gesamtalkoholgehalts , jedoch mindestens 5,5 % Vol ., gel­
ten hingegen nicht als teilweise gegorener Traubenmost.

4 . Mit Alkohol stummgemachter Most aus frischen Weintrauben : das Erzeugnis , das

— in der Gemeinschaft gewonnen wird,

— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 12 % Vol . und weniger als 15 % Vol . auf­
weist und

-— gewonnen wird, indem dem ausschließlich von Rebsorten im Sinne des Artikels 49 stammen­
den, ungegorenen Traubenmost mit einem natürlichen Alkoholgehalt von mindestens
8,5 % Vol . folgende Erzeugnisse beigefügt werden :
— entweder neutraler, aus Erzeugnissen der Weinrebe gewonnener Alkohol mit einem vor­

handenen Alkoholgehalt von mindestens 95 % Vol .
— oder ein nicht rektifiziertes , aus der Destillation von Wein hervorgegangenes Erzeugnis mit

einem vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 52 % Vol . und höchstens 80 % Vol .

5 . Konzentrierter Traubenmost : der nicht karamelisierte Traubenmost, der

— durch teilweisen Wasserentzug aus Traubenmost unter Anwendung beliebiger zugelassener
Methoden außer der unmittelbaren Einwirkung von Feuerwärme so hergestellt wird, daß seine
Dichte bei 20 °C nicht unter 1,240 g/cm3 liegt,

— ausschließlich von Rebsorten im Sinne des Artikels 49 stammt,

— in der Gemeinschaft hergestellt wird und

— aus Traubenmost hervorgegangen ist, der mindestens den natürlichen Mindestalkoholgehalt
aufweist, der für die Weinbauzone gilt, in der die Weintrauben geerntet wurden.

6 . Traubensaft : der nicht gegorene, aber gärfähige Traubenmost, der so behandelt wurde, daß er zum
Verzehr in unverändertem Zustand geeignet ist und einen vorhandenen Alkoholgehalt von höch­
stens 1 % Vol . aufweist.

7 . Konzentrierter Traubensaft : der nicht karamelisierte Traubensaft, der durch teilweisen Wasserent­
zug aus Traubensaft unter Anwendung beliebiger zugelassener Methoden außer der unmittelbaren
Einwirkung von Feuerwärme so hergestellt wird, daß seine Dichte bei 20 °C nicht unter
1,240 g/cm3 liegt.

8 . Wein : das Erzeugnis , das ausschließlich durch vollständige oder teilweise alkoholische Gärung der
frischen, auch eingemaischten Weintrauben oder des Traubenmostes gewonnen wird.

9 . Jungwein : der Wein, dessen alkoholische Gärung noch nicht beendet ist und der noch nicht von
seiner Hefe getrennt ist .

10 . Zur Gewinnung von Tafelwein geeigneter Wein : der Wein, der

— ausschließlich von Rebsorten im Sinne des Artikels 49 stammt,

— in der Gemeinschaft hergestellt wird und

— mindestens den natürlichen Mindestalkoholgehalt aufweist, der für die Weinbauzone festge­
setzt ist, in der er hergestellt wurde.
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11 . Tafelwein: Wein außer Qualitätswein b.A. , der

— ausschließlich von Rebsorten im Sinne des Artikels 49 stammt,

— in der Gemeinschaft hergestellt wird,

— nach etwaiger Anwendung der in Artikel 33 genannten Verfahren einen vorhandenen Alkohol­
gehalt von mindestens 8,5 % Vol . — vorausgesetzt, daß dieser Wein ausschließlich aus in den
Weinbauzonen A und B geernteten Trauben gewonnen wurde— und von mindestens 9 % Vol .
bei den anderen Weinbauzonen sowie einen Gesamtalkoholgehalt von höchstens 15 % Vol .
aufweist und

— einen als Weinsäure berechneten Gesamtsäuregehalt von mindestens 4,50 g, d . h . von 60 Mil­
liäquivalent je Liter, aufweist.

Für Wein von gewissen noch zu bestimmenden Weinanbauflächen, der ohne Erhöhung des Alko­
holgehalts gewonnen wurde und nicht mehr als 5 g Restzucker enthält, kann jedoch die Höchst­
grenze für den Gesamtalkoholgehalt auf 17 % Vol . angehoben werden.

12 . Likörwein: das Erzeugnis , das
— in der Gemeinschaft hergestellt wird,

— einen Gesamtalkoholgehalt von mindestens 17,5 % Vol . sowie einen vorhandenen Alkoholge­
halt von mindestens 15 % Vol . und höchstens 22 % Vol . aufweist,

— aus Traubenmost oder Wein, die von bestimmten von den in Artikel 49 genannten Rebsorten
stammen und einen natürlichen Alkoholgehalt von mindestens 12 % Vol. aufweisen, wie folgt
gewonnen wird :
— durch Anwendung von Kälte oder
— durch den Zusatz folgender Erzeugnisse während oder nach der Gärung:

i) neutralen, aus Erzeugnissen der Weinrebe gewonnenen Alkohols mit einem vorhande­
nen Alkoholgehalt von mindestens 95 % Vol.,

ii ) eines nicht rektifizierten, aus der Destillation von Wein hervorgegangenen Erzeugnisses
mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 52 % Vol. und höchstens
80 % Vol.,

iii ) konzentrierten Traubenmosts oder im Falle bestimmter Qualitätslikörweine bestimmter
Anbaugebiete einer noch festzulegenden Liste, bei denen ein solches Verfahren von jeher
angewandt wird, eines Traubenmosts , der durch unmittelbare Einwirkung von Feuer­
wärme konzentriert worden ist und, abgesehen von diesem Vorgang, der Definition von
konzentriertem Traubenmost entspricht,

iv ) der Mischung dieser Erzeugnisse.
Bestimmte Qualitätslikörweine einer noch festzulegenden Liste, die aus bestimmten Anbaugebieten
stammen, können jedoch aus frischem, ungegorenem Traubenmost gewonnen werden, auch ohne
daß dieser einen natürlichen Mindestalkoholgehalt von 12 % Vol . aufweisen muß.

13 . Schaumwein : mit Ausnahme der Abweichung nach Artikel 48 Absatz 3 das durch erste oder zweite
alkoholische Gärung

— aus zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten frischen Weintrauben,
— aus zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem Traubenmost,
— aus zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem Wein,
— aus Tafelwein oder

— aus Qualitätswein b.A.

gewonnene Erzeugnis , das beim öffnen des Behältnisses durch Entweichen von ausschließlich aus
der Gärung stammendem Kohlendioxid gekennzeichnet ist und in geschlossenen Behältnissen bei
20 °C einen Uberdruck von mindestens 3 bar aufweist.

14 . Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure : das Erzeugnis, das

— vorbehaltlich'Artikel 48 Absatz 3 aus Tafelwein hergestellt wird,

— in der Gemeinschaft hergestellt wird,

— beim öffnen des Behältnisses durch Entweichen von Kohlendioxid gekennzeichnet ist, das ganz
oder teilweise zugesetzt wurde,

— in geschlossenen Behältnissen bei 20 °C einen Überdruck von mindestens 3 bar aufweist.
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15 . Perlwein: das Erzeugnis , das

— aus Tafelwein, aus Qualitätswein b. A. oder aus zur Gewinnung von Tafelwein oder von Qua­
litätsweinen b.A. geeigneten Erzeugnissen hergestellt wird, sofern diese Weine oder Erzeug­
nisse einen Gesamtalkoholgehalt von mindestens 9 % Vol . aufweisen,

— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 7 % Vol . aufweist,

— natürliches Kohlendioxid enthält,

— in geschlossenen Behältnissen bei 20 °C einen Überdruck von mindestens 1 und höchstens
2,5 bar aufweist,

— in Behältnissen mit einem Inhalt von höchstens 3 1 abgefüllt ist.

16 . Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure : das Erzeugnis , das

— aus Tafelwein, aus Qualitätswein b.A. oder aus zur Gewihnung von Tafelwein oder von Qua­
litätswein b. A. geeigneten Erzeugnissen hergestellt wird,

— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 7° und einen Gesamtalkoholgehalt von
mindestens 9 % Vol. aufweist,

— Kohlendioxid enthält, das ganz oder zum Teil zugesetzt wurde,

— in geschlossenen Behältnissen bei 20 °C einen Überdruck von mindestens 1 und höchstens
2,5 bar aufweist,

— in Behältnissen mit einem Inhalt von höchstens 3 l aufgemacht ist.

17. Weinessig : der Essig, der

— ausschließlich durch Essigsäuregärung aus Wein hergestellt wird und

— einen als Essigsäure berechneten Säuregehalt von mindestens 60 g/l aufweist.

18 . Weintrub: der schlammige Rückstand, der sich in den Wein enthaltenden Behältern nach der
Gärung oder bei der Lagerung absetzt, auch getrocknet; man unterscheidet :

— den Weintrub mit einem Gesamtalkoholgehalt von 7,9 % mas oder weniger und einem Trok­
kenstoffgehalt von 25 Gewichtshundertteilen oder mehr,

— anderen Weintrub.

19. Traubentrester : der gegorene oder ungegorene Rückstand bei der Kelterung von frischen Wein­
trauben; man unterscheidet:

— Traubentrester mit einem Gesamtalkoholgehalt von 4,3 % mas oder weniger und einem Trok­
kenstoffgehalt von 40 Gewichtshundertteilen oder mehr,

— andere Traubentrester.

20. Tresterwein: das Erzeugnis, das

— durch die Gärung von nichtbehandeltem, in Wasser aufgeschwemmtem Traubentrester oder

— durch Auslaugen von gegorenem Traubentrester mit Wasser gewonnen wird.

21 . Brennwein: das Erzeugnis , das

— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 18 % Vol. und höchstens 24 % Vol. auf­
weist,

— ausschließlich dadurch gewonnen wird, daß einem Wein ohne Restzucker ein nicht rektifizier­
tes, aus der Destillation von Wein hervorgegangenes Erzeugnis mit einem vorhandenen Alko­
holgehalt von höchstens 86 % Vol. zugesetzt wird,

— einen Gehalt an flüchtiger Säure von höchstens 2,40 g/1 , berechnet als Essigsäure, aufweist.
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ANHANG III

1 . önologische Verfahren und Behandlungen, die auf frische Weintrauben, Traubenmost, teilweise
gegorenen Traubenmost, konzentrierten Traubenmost sowie auf noch im Gärungsprozeß befindli­
chen Jungwein angewendet werden können:

a ) Belüftung,

b) thermische Behandlungen,

c) Zentrifugierung und Filtrierung, mit oder ohne inerte Filterhilfsstoffe, sofern diese in dem so
behandelten Erzeugnis keine unerwünschten Rückstände hinterlassen;

d) Verwendung von Kohlendioxid oder Stickstoff, auch gemischt, damit eine inerte Atmosphäre
hergestellt und das Erzeugnis vor Luft geschützt behandelt wird ;

e) Verwendung von Weinhefen,

f) Zusatz von Diammoniumphosphat oder Ammoniumsulfat bis zu einem Grenzwert von 0,3 g/l
und von Thiaminium- Dichlorhydrat bis zu einem in Thiaminium ausgedrückten Grenzwert von
0,6 mg/1 zur Förderung der Hefebildung,

g) Verwendung von Schwefeldioxid oder Kaliumbisulfit oder Kaliummetabisulfit, auch Kaliumdi­
sulfit oder Kaliumpyrosulfit genannt,

h) Entschwefelung durch physikalische Verfahren,

i ) Behandlung der Weißmoste und der noch im Gärungsprozeß befindlichen jungen Weißweine mit
Aktivkohle bis zum Grenzwert von 100 g trockener Kohle je Hektoliter,

j ) Klärung durch einen oder mehrere der folgenden önologischen Stoffe :
— Speisegelatine,
— Hausenblase,
— Kasein und Kaliumkaseinate,
— tierisches Eiweiß (Ovalbumin und Blutmehl),
— Bentonit, '
— Siliziumdioxid in Form von Gel oder kolloidaler Lösung,
— Kaolinerde,
— Tannin,
— pektolytische Enzyme,

k) Verwendung von Sorbinsäure oder von Kaliumsorbat,

1 ) Verwendung von Weinsäure für die Säuerung nach Maßgabe der Artikel 34 und 36,

m) Verwendung einer der nachstehenden Substanzen für die Entsäuerung nach Maßgabe der Artikel
34 und 36 :

— neutralem Kaliumtartrat,
— Kaliumbikarbonat,
— Kalziumkarbonat, gegebenenfalls mit geringen Mengen von Doppelkalziumsalz der L (+)

Weinsäure und der L (— ) Apfelsäure .

2 . önologische Verfahren und Behandlungen, die bei teilweise gegorenem, in unverarbeiteter Form
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch,, bestimmtem Traubenmost, bei zur Gewinnung von
Tafelwein geeignetem Wein, Tafelwein, Schaumwein und bei Qualitätswein b.A. angewendet wer­
den dürfen :

a) in trockenen Weinen Verwendung — bis zu einem Grenzwert von 5 % der Menge — von fri­
schen, gesunden und nicht verdünnten Weinhefen, die Hefen aus der jüngsten Bereitung trocke­
ner Weine enthalten,

b) Belüftung,

c) thermische Behandlungen,

d) Zentrifugierung und Filtrierung mit oder ohne inerte Filterhilfsstoffe, sofern diese in dem so
behandelten Erzeugnis keine unerwünschten Rückstände hinterlassen,

e) Verwendung von Kohlendioxid oder Stickstoff, auch gemischt, damit eine inerte Atmosphäre
hergestellt und Wein vor Luft geschützt behandelt wird. Der Kohlendioxidgehalt des hierdurch
konservierten oder behandelten Weines darf 2 g/1 nicht übersteigen,
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f) Zusatz von Kohlendioxid, sofern der Kohlendioxidgehalt des so behandelten Weilies 2 g/1 nicht
übersteigt,

g) Verwendung von Schwefeldioxid oder Kaliumbisulfit oder Kaliummetabisulfit, auch Kaliumdi­
sulfit oder Kaliumpyrosulfit genannt, unter den in der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen
Bedingungen,

h) Zusatz von Sorbinsäure oder Kaliumsorbat, sofern der Endgehalt des behandelten, zum unmit­
telbaren menschlichen Verbrauch in Verkehr gebrachten Erzeugnisses an Sorbinsäure 200 mg/l
nicht übersteigt,

i ) Zusatz von L-Askorbinsäure bis zum Grenzwert von 150 mg/l,

j ) Zusatz von Zitronensäure im Hinblick auf den Ausbau des Weines, wobei der endgültige Gehalt
des behandelten Weines 1 g/1 nicht übersteigen darf,

k) Verwendung von Weinsäure für die Säuerung nach Maßgabe der Artikel 34 und 36 ,

1 ) Verwendung einer der nachstehenden Substanzen für die Entsäuerung nach Maßgabe der Artikel
34 und 36 :

— neutralem Kaliumtartrat,
— Kaliumbikarbonat,

— Kalziumkarbonat, gegebenenfalls mit geringen Mengen von Doppelkalziumsalz der L (+)
Weinsäure und der L (— ) Apfelsäure,

m) Klärung durch einen oder mehrere der folgenden önologischen Stoffe :
— Speisegelatine,
— Hausenblase,

— Kasein und Kaliumkaseinate,

— tierisches Eiweiß (Ovalbumin und Blutmehl),

— Bentonit,

— Siliziumdioxid in Form von Gel oder kolloidaler Lösung,
— Kaolinerde,

n ) Zusatz von Tannin,

o ) Behandlung der Weißweine mit Aktivkohle bis zum Grenzwert von 100 mg/1,

p ) Behandlung unter noch festzulegenden Bedingungen :
— von Weißweinen und Roseweinen mit Kaliumhexacyanoferrat,
— von Rotweinen mit Kaliumhexacyanoferrat oder mit Calciumphytat gemäß Artikel 46 Ab­

satz 3 Unterabsatz 6,

q) Zusatz von Metaweinsäure bis zum Grenzwert von 100 mg/l,

r) Verwendung von Gummiarabikum,

s ) Verwendung von DL-Weinsäure unter noch festzulegenden Bedingungen, um das überschüssige
Kalzium niederzuschlagen,

t) Verwendung von Önocyanin nach Maßgabe des Artikels 46 Absatz 3 ,

u ) Verwendung von Natriumkationen-Austauschharzen nach Maßgabe des Artikels 46 Absatz 3 ,

v ) die Verwendung von mit Allyl-Isothiocyanat getränkten Scheiben aus reinem Paraffin zur Her­
stellung einer sterilen Atmosphäre, und zwar nur in den Mitgliedstaaten, in denen diese Ver­
wendung üblich ist und solange sie dort nicht gesetzlich verboten ist, vorausgesetzt, daß sie nur
in Behältern mit einem Fassungsvermögen von mehr als 20 Litern erfolgt und im Wein keinerlei
Spuren von Allyl-Isothiocyanat auftreten,

w) Behandlung mit Silberchlorid nach Maßgabe des Artikels 46 Absatz 3 , sofern der Silbergehalt
des so behandelten Erzeugnisses 0,1 mg/l nicht übersteigt,

x ) Behandlung mit Kupfersulfat bis zu einem Grenzwert von 20 mg/l nach Maßgabe des Artikels
46 Absatz 3 , sofern der Kupfergehalt des so behandelten Erzeugnisses 1 mg/l nicht übersteigt.
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ANHANG IV

WEINBAUZONEN

1 . Die Weinbauzone A umfaßt:

a) in Deutschland: die Rebflächen in den Ländern Baden-Württemberg (mit Ausnahme der Regie­
rungsbezirke Nordbaden und Südbaden), Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland­
Pfalz und Saarland,

b) in Belgien: die belgischen Weinanbauflächen,

c) in Luxemburg: das luxemburgische Weinanbaugebiet,
d) in den Niederlanden: die niederländischen Weinanbauflächen,

e) im Vereinigten Königreich : die britischen Weinanbauflächen.

2. Die Weinbauzone B umfaßt:

a) in Deutschland im Land Baden-Württemberg die Rebflächen in den Regierungsbezirken Nord­
baden und Südbaden;

b) in Frankreich die Rebflächen in folgenden Departements :
— Elsaß: Bas-Rhin und Haut-Rhin,

— Lothringen: Meurthe-et-Moselle, Meuse, Moselle und Vosges,
— Champagne: Aisne, Aube, Marne, Haute-Marne und Seine-et-Marne,
— Jura: Ain, Doubs, Jura und Haute-Saône,
— Savoyen : Savoie und Haute-Savoie,

-— Loire-Tal :

Cher, Deux-Sèvres, Indre-et-Loire, Loir-et-Cher, Loire-Atlantique, Loiret, Maine-et-
Loire, Sarthe, Vendée und Vienne, sowie die Rebflächen des Arrondissements Cosne-sur-
Loire im Departement Nièvre.

3 . Die Weinbauzone C Ia umfaßt in Frankreich die Rebflächen

a) in den Departements :
Allier, Alpes-de-Haute-Provence, Hautes-Alpes, Alpes-Maritimes, Ariège, Aveyron, Cantal,
Charente, Charente-Maritime, Corrèze, Côte-d'Or, Dordogné, Haute-Garonne, Gers, Gironde,
Isère, Landes, Loire, Haute-Loire, Lot, Lot-et-Garonne, Lozère, Nièvre (mit Ausnahme des
Arrondissements Cosne-sur-Loire), Puy-de-Dôme, Pyrénées-Atlantiques, Hautes-Pyrénées,
Rhône, Saône-et-Loire, Tarn, Tarn-et-Garonne, Haute-Vienne und Yonne;

b) in den Arrondissements Valence und Die im Departement Drôme (mit Ausnahme der Kantone
Dieulefit, Loriol, Marsanne und Montélimar);

c) im Departement Ardèche das gesamte Arrondissement Tournon und die Kantone Antraigues,
Buzet, Coucouron, Montpezat-sous-Bauzon, Privas, Saint-Etienne-de-Lugdarès, Saint-Pierreville,
Valgorge und la Voulte-sur-Rhône.

4. Die Weinbauzone C Ib. umfaßt in Italien die Rebflächen in der Region Valle d'Aosta sowie in den
Provinzen Sondrio, Bolzano, Trento und Belluno.

5 . Die Weinbauzone C II umfaßt

a) in Frankreich die Rebflächen
— in den Departements Aude, Bouches-du-Rhône, Gard, Hérault, Pyrénées-Orientales (mit

Ausnahme der Kantone Olette und Arles-sur-Tech) und Vaucluse;
— in dem Teil des Departements Var, der im Süden durch die nördliche Grenze der Gemeinden

Evenos, Le Beausset, Solliès-Toucas, Cuers, Puget-Ville, Collobrières, La Garde-Freinet,
Plan-de-la-Tour und Sainte-Maxime begrenzt wird;
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— im Arrondissement Nyons und in den Kantonen Dieulefit, Loriol, Marsanne und Monteli­
mar im Departement Drôme;

— im Departement Ardeche (mit Ausnahme der unter Nummer 3 Buchstabe c) genannten
Verwaltungseinheiten) ;

b ) in Italien die Rebflächen in den Regionen Abruzze, Campania, Emilia-Romagna, Friuli-Venezia
Giulia, Lazio, Liguria, Lombardia außer der Provinz Sondrio, Marche, Molise, Piemonte, Tos­
cana, Umbria, Veneto außer der Provinz Belluno, einschließlich der zu diesen Regionen gehö­
renden Inseln wie Elba und die übrigen Inseln des Toskanischen Archipels, die Inseln des Ponti­
nischen Archipels, Capri und Ischia.

6 . Die Weinbauzone C III umfaßt

a) in Frankreich die Rebflächen

— im Departement Korsika,
— in dem Teil des Departements Var, der zwischen dem Meer und einer durch folgende Ge­

meinden (diese eingeschlossen) gebildeten Linie liegt: Evenos, Le Beausset, Solliès-Toucas,
Cuers, Puget-Ville, Collobrières, La Garde-Freinet, Plan-de-la-Tour und Sainte-Maxime,

— in den Kantonen Olette und Arles-sur-Tech im Departement Pyrénées-Orientales;

b) in Italien die Rebflächen in den Regionen Calabria, Bäsilicata, Puglia , Sardegna und Sicilia ein­
schließlich der zu diesen Regionen gehörenden Inseln wie Pantelleria, die Aegadischen, Aeoli­
schen und Pelagischen Inseln .
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ANHANG V

ÄNDERUNG DES GEMEINSAMEN ZOLLTARIFS

KAPITEL 20

ZUBEREITUNGEN VON GEMÜSE, KÜCHENKRÄUTERN, FRÜCHTEN UND ANDEREN
PFLANZEN ODER PFLANZENTEILEN

Vorschriften (unverändert)

Die zusätzliche Vorschrift 4 wird durch folgende Vorschriften ersetzt :
4. Für die Anwendung der Tarifstellen 20.07 A I, 20.07 B I a) 1 und b) 1 versteht man jeweils unter
— „nicht gegorenem" Traubensaft (einschließlich Traubenmost) „ohne Zusatz von Alkohol" den Traubensaft

(einschließlich Traubenmost) mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von höchstens 1 % Vol .;
— vorhandenem Alkoholgehalt ( in % Vol.) die Volumeneinheiten reinen Alkohols, die bei einer Temperatur von

20 °C in 100 Volumeneinheiten des Erzeugnisses enthalten sind.

5 . Als konzentrierter Traubensaft (einschließlich Traubenmost) [Tarifstellen 20.07 B I a ) 1 aa) und 20.07 B I b ) 1 aa]
gilt der Traubensaft (einschließlich Traubenmost), dessen Dichte bei 20 °C nicht unter 1,240 g/cm3 liegt.

Zollsatz

Tarifnummer Warenbezeichnung autonom

% oder
Abschöpfung

(Ab)

vertragsmäßig
%

1 2 3 4

20.07 Fruchtsäfte (einschließlich Traubenmost) und Gemüsesäfte, nicht gegoren, ohne
Zusatz von Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker:

A. mit einer Dichte bei 15 °C von mehr als 1,33 :

I. Traubensaft ( einschließlich Traubenmost):
a ) mit einem Wert von mehr als 22 ERE für 100 kg Eigengewicht
b) mit einem Wert von 22 ERE oder weniger für 100 kg Eigengewicht :

1 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als 30 Ge­
wichtshundertteilen

2 . andere

50 (a )

50
+ (Ab) (a )
50 ( a )

—

II. und III . ( unverändert)

B. mit einer Dichte bei 15 °C von 1,33 oder weniger :
I. Saft aus Weintrauben (einschließlich Traubenmost), Äpfeln, Birnen;
Gemische aus Apfel- und Birnensaft:
a ) mit einem Wert ,von mehr als 18 ERE für 100 kg Eigengewicht :

1 . Traubensaft (einschließlich Traubenmost):
aa ) konzentriert :

11 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als
30 Gewichtshundertteilen

22 . andere
28 (a )
28 (a )

28 + ZZu

28 + ZZu

(a ) Zusätzlich zum Zoll ist die Erhebung einer Ausgleichsabgabe unter bestimmten Voraussetzungen für einige Erzeugnisse vorgesehen .
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Tarifnummer Warenbezeichnung

Zollsatz

autonom

% oder
Abschöpfung

(Ab )

vertragsmäßig
%

1 2 3 4

20.07

'Fortsetzung)
bb) andere :

11 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als
30 Gewichtshundertteilen

22 . andere

2 . und 3 . (unverändert)
b ) mit einem Wert von 18 ERE oder weniger für 100 kg Eigengewicht :

1 . Traubensaft (einschließlich Traubenmost):
aa) konzentriert :

1 1 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als
30 Gewichtshundertteilen

22 . andere

bb ) andere :
11 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als

30 Gewichtshundertteilen

22 . andere

2 . bis 4 . (unverändert)
II. (unverändert)

28 (a )
28 (a )

I

28
+ (Ab) (a)
28 ( a )

28
+ (Ab) (a )
28 (a)

28 + ZZu

28 +- ZZu

28 + ZZu

28 + ZZu

28 + ZZu

28 + ZZu

(a ) Zusätzlich zum Zoll ist die Erhebung einer Ausgleichsabgabe unter bestimmten Voraussetzungen für einige Erzeugnisse vorgesehen.
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KAPITEL 22

GETRÄNKE, ALKOHOLISCHE FLÜSSIGKEITEN UND ESSIG

Vorschriften (unverändert)

Zusätzliche Vorschriften

1 . Für die Anwendung der Tarifnummern 22.04, 22.05 und 22.06 und der Tarifstelle 22.07 A versteht man jeweils
unter

a) vorhandenem Alkoholgehalt (in % Vol.) die Volumeneinheiten reinen Alkohols, die bei einer Temperatur von
20 °C in 100 Volumeneinheiten des Erzeugnisses enthalten sind;

b ) potentiellem Alkoholgehalt (in % Vol.) die Volumeneinheiten reinen Alkohols bei einer Temperatur von 20 °C,
die durch vollständiges Vergären des in 100 Volumeneinheiten des Erzeugnisses enthaltenen Zuckers gebildet
werden können;

c) Gesamtalkoholgehalt (in % Vol.) die Summe des vorhandenen und des potentiellen Alkoholgehalts;
d) natürlichem Alkoholgehalt (in % Vol.) den Gesamtalkoholgehalt des betreffenden Erzeugnisses vor jeglicher
Anreicherung;

e) % Vol.: die Abkürzung für die Volumenkonzentration bei 20 °C.

2 . Für die Anwendung der Tarifnummer 22.04 gilt als teilweise gegorener Traubenmost das aus der Gärung eines
Traubenmosts hervorgehende Erzeugnis mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 1 % Vol. und von
weniger als drei Fünfteln seines Gesamtalkoholgehalts .

3 . Für die Anwendung der Tarifnummer 22.05
A. gilt als Schaumwein (Tarifstelle 22.05 A) das Erzeugnis mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von nicht weni­

ger als 8,5 % Vol.,
— das durch erste oder zweite alkoholische Gärung von frischen Weintrauben, Most von Weintrauben oder

Wein gewonnen ist und beim öffnen des Behältnisses durch Entweichen von ausschließlich aus der Gärung
stammendem Kohlendioxid gekennzeichnet ist ;

— das aus Wein gewonnen ist, beim öffnen des Behältnisses durch Entweichen von Kohlendioxid gekenn­
zeichnet ist, das ganz oder teilweise zugesetzt wurde,

und in geschlossenen Behältnissen bei 20 °C einen Überdruck von mindestens 3 bar aufweist;

B. versteht man unter „Gesamttrockenstoff" die Summe an Stoffen, ausgedrückt in Gramm und bezogen auf ein
Liter, die — unter bestimmten physikalischen Voraussetzungen — sich nicht verflüchtigen.
Der Gesamttrockenstoff ist durch Dichtemessung bei einer Temperatur von 20 °C zu ermitteln .

C. a) Waren der Tarifstelle 22.05 C verbleiben in der jeweiligen Tarifstelle, sofern der vorhandene Gesamttrok­
kenstoff, bezogen auf ein Liter, die nachstehend angegebenen Mengen nicht übersteigt :
I. 90 g oder weniger Gesamttrockenstoff im Liter, für Waren mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von
höchstens 13 % Vol.;

II . 130 g oder weniger Gesamttrockenstoff im Liter, für Waren mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von
mehr als 13 % Vol ., aber nicht mehr als 15 % Vol .;

III . 130 g oder weniger Gesamttrockenstoff im Liter, für Waren mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von
mehr als 15 % Vol ., aber nicht mehr als 18 % Vol.;

IV. 330 g oder weniger Gesamttrockenstoff im Liter, für Waren mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von
mehr als 18 % Vol ., aber nicht mehr als 22 % Vol .

Waren, deren Gehalt an Gesamttrockenstoff die in vorstehend C (Ziffern I, II, III und IV) entsprechend
, dem jeweiligen Alkoholgehalt vorgesehenen Höchstmengen übersteigt, sind der nächstfolgenden Tarifstelle
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zuzuweisen. Waren, deren Gehalt an Gesamttrockenstoff 330 g je Liter übersteigt, werden der Tarifstelle
22.05 C V zugewiesen .

b ) Die Bestimmungen des Absatzes C gelten nicht für Waren der Tarifstellen 22.05 C III a) 1 , b) 1 und b) 2
und 22.05 C IV a) 1 , b ) 1 und b) 2 .

4. Zu Tarifstelle 22.05 C gehören z. B. :

a ) mit Alkohol stummgemachter Most aus frischen Weintrauben, d. h. das Erzeugnis, das
— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 12 % Vol. und weniger als 15 % Vol . aufweist, und
— durch Zusatz eines Erzeugnisses, das aus der Destillation von Wein hervorgegangen ist, zu einem ungegore­

nen Traubenmost mit einem natürlichen Alkoholgehalt von mindestens 8,5 % Vol. gewonnen wird ;
b ) Brennwein, d. h . das Erzeugnis, das
— einen vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 18 % Vol. und höchstens 24 % Vol. aufweist,
— ausschließlich dadurch gewonnen wird, daß einem Wein ohne Restzucker ein nicht rektifiziertes, aus der

Destillation von Wein hervorgegangenes Erzeugnis mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von höchstens
86 % Vol. zugesetzt wird, und

— einen Gehalt an flüchtiger Säure von höchstens 2,40 g/l, als Essigsäure berechnet, aufweist ;
c) Likörwein, d. h. das Erzeugnis, das
— einen Gesamtalkoholgehalt von mindestens 17,5 % Vol . sowie einen vorhandenen Alkoholgehalt von

mindestens 15 % Vol. und höchstens 22 % Vol . aufweist,
— aus Traubenmost oder Wein gewonnen wird, wobei diese Erzeugnisse von Rebsorten, die in dem Drittland

ihrer Herkunft für die Herstellung von Likörwein zugelassen sind, stammen und einen natürlichen Alko­
holgehalt von mindesten^ 12 % Vol. aufweisen müssen :
— durch Anwendung von Kälte oder
— durch den Zusatz folgender Erzeugnisse während oder nach der Gärung:
— eines Erzeugnisses, das aus der Destillation von Wein hervorgegangen ist,
— eines konzentrierten Traubenmostes oder im Falle bestimmter Qualitätslikörweine einer noch fest­

zulegenden Liste, bei denen ein solches Verfahren von jeher angewandt wird, eines Traubenmostes,
der durch unmittelbare Einwirkung von Feuerwärme konzentriert worden ist und, abgesehen von
diesem Vorgang, der Definition von konzentriertem Traubenmost entspricht,

— einer Mischung dieser Erzeugnisse.

Bestimmte Qualitätslikörweine einer noch festzulegenden Liste können jedoch aus frischem, ungegorenem
Traubenmost gewonnen werden, ohne daß dieser einen natürlichen Alkoholgehalt von mindestens 12 % Vol.
aufweisen muß.

5 . Für die Anwendung der Tarifstelle 22.07 A gilt als Tresterwein das Erzeugnis, das durch die Gärung von nicht
behandeltem, in Wasser aufgeschwemmtem Traubentrester oder durch Auslaugen von gegorenem Traubentrester
mit Wasser gewonnen wird.

6 . Für die Anwendung der Tarifstelle 22.07 B I gelten als „schäumend".
— gegorene Getränke in Flaschen mit Schaumweinstopfen, di^ durch besondere Haltevorrichtungen befestigt sind ;
— gegorene Getränke in anderer Aufmachung mit einem Überdruck von 1,5 bar oder mehr, gemessen bei einer

Temperatur von 20 °C.

7. Für die Anwendung der Tarifstelle 22.10 A gilt als Weinessig der Essig, der ausschließlich durch Essigsäuregärung
aus Wein hergestellt wird und einen als Essigsäure berechneten Säuregehalt von mindestens 60 g/1 aufweist.
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Tarifnummcr Warenbezeichnung

Zollsatz

autonom

% oder
Abschöpfung

(Ab )

vertragsmäßig
%

1 2 ( 4

22.04

22.05

Traubenmost, teilweise gegoren, auch ohne Alkohol stummgemacht

Wein aus frischen Weintrauben ; mit Alkohol stummgemachter Most aus frischen
Weintrauben:

A. Schaumwein

B. Wein in Flaschen mit Schaumweinstopfen, die durch besondere Haltevorrich­
tungen befestigt sind, sowie Wein in anderen Umschließungen, mit einem
Uberdruck von mindestens 1 bar und weniger als 3 bar, gemessen bei einer
Temperatur von 20 °C

C. Andere :

I. mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von 13 % Vol. oder weniger und
in Behältnissen mit einem Inhalt :

a ) von 2 Liter oder weniger

b) von mehr als 2 Liter . . . . .

II . mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 13 % Vol. bis 15 %
Vol. und in Behältnissen mit einem Inhalt :

a ) von 2 Liter oder weniger

b ) von mehr als 2 Liter

III. mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 15 % Vol. bis 18 %
Vol. und in Behältnissen mit einem Inhalt:

a ) von 2 Liter oder weniger :
1 . Port, Madeira, Sherry, Tokayer (Aszu und Szamorodni ) und
Moscatel de Setubal ( c)

2 . andere

b ) von mehr als 2 Liter :
1 . Port, Madeira, Sherry und Moscatel de Setubal (c)

2 . Tokayer (Aszu und Szamorodni) (c)

3 . andere

IV. mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 18 % Vol. bis 22 %
Vol. und in Behältnissen mit einem Inhalt:

a) von 2 Liter oder weniger :
1 . Port, Madeira, Sherry, Tokayer (Aszu und Szamorodni) und
Moscatel de Setubal ( c)

2 . andere

40 (a)

40 ERE
je hl ( a )

40 ERE
je hl (a )

12 RE
je hl (a ) ( b )

9 RE
je hl ( a ) (b )

14 RE
je hl ( a ) ( b )
11 RE

je hl ( a) (b )

15 RE
je hl ( b )
17 RE

je hl ( a ) ( b )

12 RE
je hl (b )
12 RE
je hl ( b )
14 RE

je hl (a ) (b )

16 RE

je hl ( b )
19 RE

je hl (a ) (b )

9 RE

je hl (b )

11 RE
je hl (b)

13,5 RE
je hl ( b )

11 RE
je hl (b )

14,5 RE
je hl ( b )
19 RE
je hl (b )

( a) Unter gewissen Voraussetzungen ist für bestimmte Waren die Erhebung einer Ausgleichsabgabe neben dem Zoll vorgesehen.
(b ) Der für die Umrechnung der Rechnungseinheit — in der der Zollsatz ausgedrückt ist — in die nationalen Währungen anzuwendende Umrechnungskurs ist in Abweichung

von der Allgemeinen Vorschrift C 3 in Teil I Titel 1 der für Wein geltende repräsentative Umrechnungskurs, wenn ein solcher gemäß der Verordnung Nr. 129 des Rates über
den Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Umrechnungskurse festgesetzt ist (ABl. Nr. 106 vom 30. 10 1962,
S. 2553/62).

(c) Die Zulassung zu dieser Tarifstelle unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzungen.
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Zollsat /

Tarifnummer Warenbezeichnung autonom

% oder
Abschöpfung

( Ab )

vertragsmäßig
%

I 2* ! 4

22.05
(Fortsetzung)

22.07

22.10

i

b) von mehr als 2 Liter :
1 . Port, Madeira, Sherry und Moscatel de Setubal (c)

2 . Tokayer (Aszu und Szamorodni) ( c)

3 . andere

V. mit einem vorhandenen Alkoholgehalt von mehr als 22 % Vol . in Behält­
nissen mit einem Inhalt :

a ) von 2 Liter oder weniger

b) von mehr als 2 Liter *

Apfelwein, Birnenwein, Met und andere gegorene Getränke:
A. Tresterwein . i

B. andere :

I. schäumend

II. andere, in Behältnissen mit einem Inhalt:
a) von 2 Liter oder weniger

b) von mehr als 2 Liter

Speiseessig:

A. Weinessig, in Behältnissen mit einem Inhalt:
I. von 2 Liter oder weniger

II. von mehr als 2 Liter

B. anderer, in Behältnissen mit einem Inhalt :

I. von 2 Liter oder weniger

II. von mehr als 2 Liter

13 RE
je hl ( b )
13 RE
je hl ( b )
19 RE

je hl ( a ) ( b )

1,60 RE
für 1 hl
je % Vol .
Alkohol
+ 10 RE
je hl ( a ) ( b )
1,60 RE
für 1 hl
je % Vol .
Alkohol
( a ) ( b )

1,60 ERE
für 1 hl
je % Vol .
Alkohol
mindestens
9 ERE je
hl ( a )

30 ERE
je hl

12 ERE
je hl
9 ERE
je hl

8 ERE

je hl (a)
6 ERE
je hl (a)

8 ERE
je hl
6 ERE

je hl

12 RE

je hl ( b )

19 RE

je hl ( b )

( a ) Unter gewissen Voraussetzungen ist für bestimmte Waren die Erhebung einer Ausgleichsabgabe neben dem Zoll vorgesehen.
(b) Der für die Umrechnung der Rechnungseinheit — in der der Zollsatz ausgedrückt ist — in die nationalen Währungen anzuwendende Umrechnungskurs ist in Abweichung von
der Allgemeinen Vorschrift C 3 in Teil I Titel 1 der für Wein geltende repräsentative Umrechnungskurs, wenn ein solcher gemäß der Verordnung Nr. 129 des Rates über den
Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Umrechnungskurse festgesetzt ist (ABl . Nr. 106 vom 30. 10 . 1962, S.
2553/62).

( c) Die Zulassung zu dieser Tarifstelle unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzungen .
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KAPITEL 23

RÜCKSTÄNDE UND ABFÄLLE DER LEBENSMITTELINDUSTRIE

ZUBEREITETES FUTTER

Zusätzliche Vorschriften

1 . Für die Anwendung der Tarifstellen 23.05 A und 23.06 A I versteht man unter :

— vorhandenem Alkoholgehalt ( in % mas): die Masseneinheiten reinen Alkohols, die in 100 Masseneinheiten des
Erzeugnisses enthalten sind;

— potentiellem Alkoholgehalt (in % mas): die Masseneinheiten reinen Alkohols, die durch vollständiges Vergären
des in 100 Masseneinheiten des Erzeugnisses enthaltenen Zuckers gebildet werden können;

— Gesamtalkoholgehalt (in % mas): die Summe des vorhandenen und des potentiellen Alkoholgehalts;

— % mas: die Abkürzung für den Massengehalt.

2 . (unverändert)

Zollsatz

Tarifnummer Warenbezeichnung autonom

% oder
Abschöpfung

(Ab)

vertragsmäßig
%

1 2 3 4

23.05

23.06

Weintrub ; Weinstein, roh :

A. Weintrub :

I. mit einem Gesamtalkoholgehalt von 7,9 % mas oder weniger, und einem
Trockenstoffgehalt von 25 Gewichtshundertteilen oder mehr

II. andere

B. Weinstein, roh

Waren pflanzlichen Ursprungs der als Futter verwendeten Art, anderweit weder
genannt noch inbegriffen:

A. Eicheln, Roßkastanien und Trester :
I. Traubentrester :

a ) mit einem Gesamtalkoholgehalt von 4,3 % mas oder weniger, und
einem Trockenstoffgehalt von 40 Gewichtshundertteilen oder mehr . .

b ) andere

II. andere

B. andere

frei ( a )

2,03 ERE
je kg
Gesamt­
alkohol (a)

frei

frei ( a )
2,03 ERE
je kg
Gesamt­
alkohol (a)

frei

4

frei

frei

2

(a) Unter gewissen Voraussetzungen ist für bestimmte Waren die Erhebung einer Ausgleichsabgabe neben dem Zoll vorgesehen.
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ANHANG VI

PAUSCHALGEHALTE AN ZUGESETZTEM UND- NATÜRLICHEM ZUCKER BEI TRAUBEN­
SAFT UND KONZENTRIERTEM TRAUBENSAFT

Pauschalgehalte an
Nummer
des

^ Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung zugesetztem
Zucker
(!)■■

natürlichem
Zucker

(2)

3 4

20.07 Fruchsäfte (einschließlich Traubenmost) und Gemüsesäfte,
nicht gegoren, ohne Zusatz von Alkohol , auch mit Zusatz
von Zucker :

A. mit einer Dichte bei 15 °C von mehr als 1,33 :
I. Traubensaft (einschließlich Traubenmost):
b ) mit einem Wert von 22 ERE oder weniger je

100 kg Eigengewicht:
1 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker
von mehr als 30 Gewichtshundertteilen . . . 49 15

B. mit einer Dichte bei 15 °C von 1,33 oder weniger:
I. Saft aus Weintrauben, Äpfeln, Birnen ; Gemische
aus Apfel- und Birnensaft:
b ) mit einem Wert von 18 ERE oder weniger je

100 kg Eigengewicht :
1 . aus Weintrauben :

aa) konzentriert:
11 . mit einem Gehalt an zugesetztem

Zucker von mehr als 30 Ge­
wichtshundertteilen

bb) andere:
11 . mit einem Gehalt an zugesetztem

Zucker von mehr als 30 Ge­
wichtshundertteilen

49

49

15

15
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ANHANG VII

ÜBEREINSTIMMLJNGSTABELLE

Verordnung Nr. 24
Artikel 1
Artikel 2
Artikel 3
Artikel 5

Artikel 6
Artikel 7
Artikel 8

Vorliegende Verordnung
Artikel 27
Artikel 28 Absätze 1 , 2 und 3
Artikel 5 Absätze 1 , 2 und 3
Artikel 5 Absatz 4
Artikel 28 Absatz 4
Artikel 66
Artikel 67
Artikel 68

Verordnung (EWG) Nr. 2506/75
Artikel 1
Artikel 2
Artikel 3
Artikel 4
Artikel 5

Artikel 18 Absatz 1
Artikel 18 Absatz 2
Artikel 18 Absätze 3 , 4 und 5
Artikel 18 Absatz 6
Artikel 18 Absätze 7 und 8

Verordnung (EWG) Nr. 816/70
Artikel 4a
Artikel 5
Artikel 5a
Artikel 6
Artikel 6a
Artikel 6b
Artikel 6c
Artikel 6d
Artikel 6e
Artikel 7
Artikel 8
Artikel 9
Artikel 9a
Artikel 10 siehe Vorschlag
Artikel 10a
Artikel 10b
Artikel 11
Artikel 12
Artikel 13
Artikel 14
Artikel 15
Artikel 16
Artikel 17
Artikel 18
Artikel 19
Artikel 20,
Artikel 21
Artikel 22
Artikel 22a
Artikel 23
Artikel 24
Artikel 24a
Artikel 24b
Artikel 25
Artikel 26
Artikel 26a
Artikel 26b
Artikel 26c
Artikel 26d

Artikel 6
Artikel 7
Artikel 8
Artikel 9
Artikel 10
Artikel 11
Artikel 12
Artikel 13
Artikel 14
Artikel 15
Artikel 16
Artikel 17
Artikel 19
Artikel 20
Artikel 21
Artikel 22
Artikel 23
Artikel 24
Artikel 25
Artikel 26
Artikel 29
Artikel 30
Artikel 31
Artikel 32
Artikel 33
Artikel 34
Artikel 35
Artikel 36
Artikel 37
Artikel 38
Artikel 39
Artikel 40
Artikel 41
Artikel 42
Artikel 43
Artikel 44
Artikel 45
Artikel 46
Artikel 47
Artikel 48 Absatz 1
Artikel 51 Absatz 1
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Artikel 27 Artikel 48
Artikel 27 Absatz 3a Artikel 48 Absatz 4
Artikel 27 Absatz 4 Artikel 48 Absatz 5
Artikel 27 Absatz 5 Artikel 48 Absatz 6
Artikel 27a Artikel 49
Artikel 28 Artikel 50
Artikel 28 Absatz la Artikel 50 Absatz 2
Artikel 28 Absatz 2 ' Artikel 50 Absatz 3
Artikel 28 Absatz 3 Artikel 50 Absatz 4
Artikel 28 Absatz 4 Artikel 50 Absatz 5
Artikel 28a Artikel 51
Artikel 28b Artikel 52
Artikel 29 Artikel 53
Artikel 30 Artikel 54
Artikel 31 Artikel 55
Artikel 32 Artikel 56
Artikel 33 Artikel 57 ■
Artikel 33 a Artikel 58
Artikel 34 Artikel 59
Artikel 35 Artikel 65
Artikel 36 Artikel 60
Artikel 37 Artikel 61
Artikel 38 Artikel 62
Artikel 39 Artikel 63
Artikel 39a Artikel 64
Artikel 42 Artikel 69

Anhang II Absatz 3a Anhang II Absatz 4
Anhang II Absatz 4 Anhang II Absatz 5
Anhang II Absatz 5 Anhang II Absatz 6
Anhang II Absatz 6 Anhang II Absatz 7
Anhang II Absatz 7 Anhang II Absatz 8
Anhang II Absatz 8 Anhang II Absatz 9
Anhang II Absatz 9 Anhang II Absatz 10
Anhang II Absatz 10 Anhang II Absatz 11
Anhang II Absatz 11 Anhang II Absatz 12
Anhang II Absatz 12 Anhang II Absatz 13
Anhang II Absatz 13 Anhang II Absatz 14
Anhang II Absatz 14 Anhang II Absatz 15
Anhang II Absatz 15 Anhang II Absatz 16
Anhäng II Absatz 16 Anhang II Absatz 17
Anhang II Absatz 17 Anhang II Absatz 18
Anhang II Absatz 18 Anhang II Absatz 19
Anhang IIa Anhang III
Anhang III Anhang IV
Anhang IV Anhang V
Anhang V Anhang VI

Verordnung (EWG) Nr. 1678/77
Artikel 6 Artikel 61


